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Der Zweite Weltkrieg
Ursachen und Folgen in der Sicht deutscher und ausländischer Historiker

Die Bundeszentrale für politische Bildung hat eine Anzahl deutscher und ausländischer 
Historiker eingeladen, sich in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" zum 25. Jahres-
tag des Ausbruchs des Zweiten Weltkrieges zu äußern. Zwölf Beiträge von Autoren aus 
sechs Ländern liegen vor und werden in dieser und in der folgenden Ausgabe veröffent-
licht. Einige dieser Artikel befassen sich vornehmlich mit der Vorgeschichte des Krieges 
und mit der Frage der Verantwortung, andere spannen den Bogen von 1939 bis zur 
Gegenwart.
Die vorliegende Ausgabe wird eingeleitet durch den Aufsatz eines deutschen Historikers, 
der bis 1914 zurückgreift und den Versuch einer historisch-politischen Gesamtschau der 
letzten 50 Jahre unternimmt. Es folgen einige Beiträge, die den Kriegsausbruch und die 
Schuldfrage zum Gegenstand haben. — Die nächste Ausgabe wird Beiträge enthalten, die 
rückschauende Betrachtungen mit einer Analyse der Auswirkungen des Zweiten Welt-
krieges auf die Gegenwart, vor allem der grundlegenden Wandlung der weltpolitischen 
Situation, verbinden.

Paul Kluke: Die Weltkriege und Deutschland

Erst vor wenigen Wochen gedachten wir der 
Tage, da ein halbes Jahrhundert zuvor der 
österreichische Thronfolger ermordet worden 
ist und nach einer mehrwöchigen Krise der 
Erste Weltkrieg ausbrach. Dieser Krieg war 
so nicht beabsichtigt. Er war befürchtet, oft 
erörtert, von manchen Leuten vielleicht als 
Ausweg aus der Verrottung und Abstumpfung 
einer leergewordenen Zivilisation ersehnt, 
aber niemals planmäßig in ein politisches 
Kalkül der Regierenden einbezogen worden 
und ist insgesamt doch mehr als eine schick-
salhafte Entwicklung hingenommen worden. 
Aber gleichviel wie er heraufgeführt wurde, 
er hat die weitestreichenden Folgen gehabt; 
es gingen wirklich im August 1914 die Lichter 
über dem alten Europa aus, wie es der eng-
lische Außenminister Grey in düsterer Vor-
aussicht damals ausgesprochen hat. Und nun 
jährt sich in einem Abstand eines Viertel-
jahrhunderts heute der Beginn des Zweiten 
Weltkrieges, der für einen großen Teil der 
Menschheit und für unser Volk insbesondere 
eine noch viel schrecklichere Katastrophe her-
aufgeführt hat. Doch im Gegensatz zum Ersten 
spielt an seiner Heraufführung viel mehr be-
wußte menschliche Absicht mit, ja es ist 
geradezu in diabolischer Vorausberechnung 
monatelang zuvor von Hitler der Termin des 
Kriegsbeginnes festgelegt und die Verschär-

fung der die wahre Verantwortung tarnenden 
diplomatischen Krise auf dieses Datum hin 
abgestellt worden. Wenn darum auch die 
Frage nach den Verantwortlichkeiten für die 
Auslösung des Ersten Weltkrieges die poli-
tische und die wissenschaftliche Diskussion in 
allen beteiligten Ländern jahrelang mit tief-
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stem Ernst in Anspruch genommen hat, so hat 
es eine echte Kriegsschulddebatte beim zwei-
ten Male gar nicht gegeben. Ein Versuch der 
letzten Zeit, sie in Gang zu bringen, ist in 
wissenschaftlichem Sinne allzu unlänglich und 
politisch allzu durchsichtig gesteuert gewesen, 
um überhaupt Beachtung zu verdienen.

In der geschichtlichen Betrachtungsweise liegt 
ja, oberflächlich gesehen, ein merkwürdiger 
Widerspruch. Sie hat es zunächst mit einem 
Gerüst von Jahreszahlen zu tun, Jahrhunderte 
oder sogenannte .runde" Zahlen werden zur 
Einteilung des unendlichen Stromes mensch-
licher Handlungen verwandt, oder sie dienen, 
wie in unserem Falle, dazu, an ein solch run-
des Datum ein Gedenken betrachtender Rück-
schau zu knüpfen. Und doch ist gerade der 
Historiker, auch wenn er sich innerhalb eines 
solchen Zahlenfeldes tummelt, zutiefst von 
der Gleichgültigkeit oder sagen wir zumin-
dest Zufälligkeit bloßer Zahlenbeziehungen 
überzeugt. Geschichte ist ihm nicht lediglich 
Chronik, nicht Summe von Ereignissen in 
einem bestimmten Zeitraum, sondern sein Be-
mühen geht immer wieder darauf, hinter aller 
blinden Vordergründigkeit des Handelns 
größeren Zusammenhängen nachzuspüren, 
Entwicklungslinien aufzuzeigen, eine ver-
stehende Interpretation zu geben. Auch wenn 
nur religiöse Gewißheit der dunklen Rätsel-
haftigkeit menschlicher Existenz eine letzte 
Sinndeutung zu geben vermag, so strebt doch 
auch eine historische Betrachtung, die sich 
der Grenzen wissenschaftlichen Tuns bewußt 
bleibt, danach, in den menschlichen Ausein-
andersetzungen, die Gegenstand von Politik 
und Geschichte sind, das Bleibende zu ent-
decken, neben allen materiellen Bedingtheiten 
von Raum, Technik oder Sozialstrukturen das 
Ringen um große Ideen und um ihre Realisie-
rung im kleinen und großen Bereich zu er-
kennen. .Der Geist muß wohl in allem rau-
schen, da jeder einzelne so schnell dahin", 
sagt Gottfried Benn von dem „Wogen der 
Geschichte“. Ja es ist gerade so, daß nach 
solchen Bezügen, nach dem Vorherrschen be-
stimmter Ideen und nicht nach schematischer 
Zeiteinteilung die Gliederung der Geschichte 
vorgenommen wird, weil sich uns erst hieraus 
ihr Verständnis recht erschließt Wir sprechen 
von einem Zeitalter der Reformation, der Auf-
klärung, des Liberalismus oder des Imperia-
lismus. Zeitangaben sind nur Hilfsmittel, wer-
den beinahe willkürlich verschoben, wie denn 
das 18. Jahrhundert für historisches Verständ-

nis meist mit dem Jahre 1789, dem Beginn der 
großen Französischen Revolution, zu schließen 
pflegt. Gleicherweise gilt für das 19. Jahrhun-
dert, daß wir es mit 1914, dem Ausbruch des 
Weltkrieges, enden lassen.

Denn hier liegt die große Epochenscheide, die 
unsere Welt, in der wir zu leben haben, von 
der der früheren Generationen trennt. Von 
hier aus treten jene Mächte und Kräfte auf, 
suchen jene Ideen nach einer Verwirklichung, 
von denen das geistige Ringen und politische 
Handeln der Gegenwart erfüllt ist. Die Zeit-
geschichte, die ja auch nicht ein Registrieren 
von Tagesereignissen, sozusagen akademische 
Journalistik darstellt, sondern eben wie alle 
Geschichte und mit gleicher wissenschaftlicher 
Methodik dem tiefersuchenden historischen 
Verständnis dienen will, sie setzt hier den 
Grenzstein dieser unserer Gegenwart. Der 
Zweite Weltkrieg, dessen Gedenken den äuße-
ren Anlaß zu unseren Betrachtungen bietet, 
liegt mitten in dieser Zeitspanne. Er fügt dem 
Gesicht der Epoche keine grundsätzlich neuen 
Züge hinzu, er ist nur eine gewaltige Auf-
gipfelung aller der Zeit schon seit längerem 
inneliegenden Tendenzen, er läßt sie überdeut-
lich hervortreten. So können wir nicht von 
ihm aus unsere Betrachtungen beginnen, son-
dern müssen weiter zum Verständnis der 
Gegenwart eben bis in das Jahr 1914 zurück-
greifen. Noch fühlen wir uns verbunden mit 
den Bemühungen etwa der Weimarer Repu-
blik, bitter haben wir an der Verantwortung 
für den Aufstieg des Nationalsozialismus und 
das Dritte Reich zu tragen. Aber was verbindet 
uns noch mit der Zeit vor 1914, das Heute und 
unsere Aufgaben in diesem Heute mit dem 
Gestern vor 1914, das unwiderruflich vergan-
gen ist? Wie könnten wir uns noch bemühen, 
etwa die gesellschaftlich-politische Struktur 
unseres Vaterlandes vor dem Ersten Welt-
kriege zurückholen zu wollen? Jene soge-
nannte konstitutionelle Monarchie des Deut-
schen Reiches, in der ein Reichstag zwar auf 
breitestem Wahlrecht beruhte, aber doch nur, 
wie es Max Weber formuliert hat, zu einem 
bloßen „Bewilligungsapparat" geworden war, 
während alle tatsächliche Macht bei der Krone, 
ihrer Bürokratien und ihrer Armee lag, wäh-
rend ihre Gesellschaft von der halbfeudalen 
Struktur des großen Bundesstaates Preußen 
geprägt war, in welcher Adel, Beamtentum 
und Offizierskorps den Ton angaben? Können 
wir uns überhaupt noch jenes Europa vor-
stellen, das einmal glaubte, die Welt beherr-
schen und andere Erdteile als Kolonien, Sied-
lungsgebiete, Interessensphären seiner Groß-



mächte aufteilen zu können? Jenes Europa, 
dessen sechs Großmächte in einem verschach-
telten System von Bündnissen und Ententen 
das Machtschwergewicht von zwei Gruppen so 
kunstvoll untereinander ausbalanciert hatten?

Aber wie hat sich ein solches Aussehen der 
Welt in den wenigen Jahren des Weltkrieges 
so grundlegend gewandelt. Schon der Name 
des Völkerringens als eines Weltkrieges zeigt 
ja das Neue an. Er besagt doch, daß nicht nur 
die europäischen Großstaaten auch das Poten-
tial ihrer überseeischen Gebiete in das Ringen 
warfen, sondern daß von jetzt an, wie der 
Kampf weltumfassend geworden war, alle 
bedeutenden Entscheidungen auch die ganze 
Welt betreffen werden, daß sich von jetzt an 
kein Land mehr abschließen kann, Stellung zu 
den neuen politischen Ideen zu nehmen hat, 
sich einer Ordnung, die über souveräne Natio-
nen hinausweist, irgendwie bekennend ein-
fügen muß. In jenem Kriege hat zum ersten 
Male die Technik ihre alles zerstörende Ge-
walt bewiesen. Bis dahin fühlte sich der 
Mensch voll eines sieghaften Optimismus in 
einem unbegrenzten Aufstieg zu noch gar 
nicht erahnten Weiten und Möglichkeiten, 
immer als der Herr dieser Technik, nun aber 
wurde er ihrer schrecklichen Vernichtungs-
kraft ausgesetzt. Der geniale Stratege durfte 
sich nicht mehr als Herr des Schlachtfel-
des fühlen, sondern wurde zum Sklaven 
dieser Technik. Der Soldat wurde unter die 
Erde, in den Schützengraben gezwungen. 
Heldenmut junger vorstürmender Kriegs-
freiwilliger bei Langemarck mochte sich noch 
gut für die patriotische Legende eignen; er 
war doch militärisch sinnlos geworden. Mate-
rialschlachten auf den mit Hekatomben von 
Menschenleibern gedüngten Schlachtfeldern, 
auf denen etwa bei Verdun schließlich auf 
wenigen Quadratkilometern eineinhalb Mil-
lionen Franzosen und Deutsche gefallen sind, 
sollten entscheiden, welche Armee sich zuerst 
verblutet hatte. Wenn die Flugwaffe damals 
noch in ihren Anfängen steckte, so hatte der 
chemische Krieg mit dem Giftgas schon eine 
scheußliche Perfektion erfahren. Eine Gene-
ration, die bei allen Kriegführenden mit Be-
geisterung in den Kampf gezogen war, in 
einem patriotischen Aufschwung sonderglei-
chen, mochte sich am Ende nach vier Jahren 
solcher perfektionierten Vernichtung wohl die 
Frage stellen, ob der Krieg überhaupt noch in 
Zukunft ein legitimes Mittel der Politik sein 
dürfe. Aus solcher Einsicht fand nicht nur die 
humanitäre pazifistische Bewegung weiteste 
Zustimmung, auch die offizielle Diplomatie 

der Regierungen beteiligte sich schließlich ein 
Jahrzehnt nach Kriegsende an einem Vertrage, 
der den Krieg zu ächten unternahm.

Der Weltkrieg hatte begonnen als eine Kraft-
probe von Großmächten alten Stiles. An sei-
nem Ende aber schälten sich drei Erscheinun-
gen als überragende, alle künftige Entwick-
lung bestimmende Tendenzen ab: der An-
spruch erwachender kleinerer Völker, der 
Nationalitäten generell auf Mitwirkung im 
internationalen Spiel; die sozialistische Idee, 
die in der Ausprägung des Bolschewismus 
nach dem Siege der russischen Oktoberrevo-
lution ein Weltreich umzuformen unternahm; 
endlich die Herausstellung der Demokratie als 
der Staatsform reifer Völker. Wohl hatte 
Westeuropa sie bereits ausgebildet, aber erst 
mit dem Heraustreten der Vereinigten Staaten 
aus der bisherigen selbstgenügsamen Erschlie-
ßung ihres Kontinents, und zwar mit dem 
bewußten Heraustreten unter einem demo-
kratischen Missionsauftrage, erhielt der Ge-
danke weltweite Kraft. Mit diesen Tendenzen 
hatte sich fortan jedwede deutsche Regierung 
als mit den Lebensfragen der Zeit auseinander-
zusetzen.
Deutsche Geschichtsbetrachtung hat gern die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts als das 
Zeitalter der Nationalbewegung charakte-
risiert, obwohl sich damals neben der deut-
schen ja nur die italienische Nationalstaats-
bildung durchgesetzt hat. Gewiß, es liegt darin, 
gerade vom deutschen Gesichtspunkt aus, eine 
Selbstbescheidung. Es wird anerkannt, ganz im 
Sinne des Baumeisters des deutschen Kaiser-
reiches, Bismarcks, daß die deutsche National-
bewegung mit der kleindeutschen Reichs-
gründung zum endgültigen Abschluß gekom-
men ist, daß sie nicht über die Grenzen von 
1871 mit einer groß- oder gar alldeutschen 
Motivierung hinauszugreifen beabsichtigt. Das 
ist ein Maßhalten in überragendem Erfolge 
gewesen, das von Bismarck aus noch fast ein 
halbes Jahrhundert die amtliche deutsche 
Diplomatie und auch weiteste Kreise des Vol-
kes bestimmt hat. Es liegt aber in einem 
solchen Epochenverständnis ebenso auch der 
Keim zu einer Nichtberücksichtigung von An-
sprüchen anderer Völker, etwa verunglückter 
Nationen wie der Polen oder erwachender 
Völker, die doch auch ihrerseits nach einer 
angemessenen Berücksichtigung auf inter-
nationalem Felde, wenn nicht nach souveräner 
Staatlichkeit strebte. Für sie aber war in dem 
alten europäischen Staatensystem und in dem 
geschichtlich-politischen Denken des deutschen 
Volkes noch kein Platz. Für Bismarck war 



das alte Habsburgerreich, der Vielvölkerstaat 
im Donauraum, ein Eckstein seines Bündnis-
systems gewesen. Ebenso haben alle seine 
Nachfolger auf dem deutschen Kanzlerstuhle 
seine ungeschmälerte Existenz auch als eine 
deutsche Lebensfrage angesehen. Bethmann 
Hollweg hat dafür den Krieg auf sich nehmen 
zu müssen geglaubt. Dieser Habsburgerstaat 
aber war schon längst seiner Nationalitäten-
sorgen nicht mehr Herr geworden und hatte 
sich nur noch mit dem Notstandsparagraphen 
regieren können. Unter solchem inneren Druck 
waren die Autonomieforderungen der habs-
burgischen Völker nur noch gewachsen, wäh-
rend doch die Nationalisierung des Balkans 
im Gefolge des Zusammenbruchs der türki-
schen Herrschaft und die erste russische Revo-
lution von 1905 der Idee der Selbstbestim-
mung eines jeden Volkes noch mehr Nach-
druck verliehen. Der Verlauf des Weltkrieges 
aber ließ alle Nationalitätenwünsche erst recht 
anschwellen, und jetzt wurden natürlicher-
weise die erwachten Völker zu unbedingten 
Gegnern Habsburgs und seiner rein restau-
rativen Politik und damit notwendigerweise 
auch seines deutschen Verbündeten. Die Füh-
rer dieser jungen Völker gingen in die Emi-
gration und fanden sich in den Hauptstädten 
der Entente. Schließlich entwarf der geistig 
bedeutendste von ihnen, Thomas Masaryk, 
die Programmschrift eines „Neuen Europa“, 
das sich nach dem Zusammenbruch von multi-
nationalen Staaten nur noch aus freien, sich 
selbst verwaltenden Völkern zusammensetzen 
sollte und das in einer über den Einzelstaaten 
stehenden, ausgleichenden föderalen Organi-
sation seine Vollendung finden sollte. Es war 
eine Bewegung, die hervorbrach mit der ele-
mentaren Gewalt eines Naturtriebes, seiner 
Kraft und auch seiner Unbedenklichkeit gegen 
alle Folgen. Aber bis zum Kriegsende glaubte 
die deutsche Politik, sie negieren zu können. 
Das galt nicht nur gegenüber dem Habsburger-
reiche, das in seiner alten Form zu erhalten 
war, sondern auch im eroberten Ostraum, bei 
dessen Neuordnung durch den Frieden von 
Brest-Litowsk die dortigen Nationen, die 
Polen an der Spitze, mit einer nur dünn ver-
schleierten Scheinautonomie in einem deut-
schen Herrschaftsraum abgefunden werden 
sollten.

Ganz anders verhielten sich dazu die anderen 
beiden Potenzen, die von nun an das inter-

nationale Kräftespiel maßgeblich beeinflußten: 
die amerikanische Demokratie und der Bol-
schewismus. Sie waren ohnehin allein schon 
vom Raum her zu den Weltmächten der Zu-
kunft prädestiniert. Trotzdem aber suchten sie 
beide auch von der politischen Idee her ein 
Bündnis mit der Nationalitätenbewegung zu 
begründen. Der Bolschewismus hat nicht nur 
von seiner marxistischen Grundlage her einen 
Weltauftrag übernommen und seinen Sieg 
im russischen Reich als den ersten Schritt der 
siegreichen sozialistischen Weltrevolution 
verstanden, er hat mit dieser Mission auch 
eine Lehre der Völkerbefreiung zu verknüp-
fen unternommen. Es war Lenins geniale pro-
pagandistische Waffe, daß er soziale und 
nationale Bestrebungen als verschiedene Aus-
drucksformen des einen allgemeinen Grund-
problems zu sehen lehrte, eben der Befreiung 
der Menschheit aus der bürgerlich-kapitalisti-
schen Welt. Dabei hat er zu Beginn der bol-
schewistischen Revolution den nationalen 
Autonomiebestrebungen in dem Vielvölker-
raum des ehemaligen Zarenreiches vollste An-
erkennung gegeben bis hin zum Recht des 
Ausscheidens aus dem bisherigen Staats-
verbände. Dies Recht ist ja tatsächlich auch 
in den westlichen Randzonen, in Finnland wie 
in den baltischen Gebieten, mit Erfolg in 
Anspruch genommen worden. Im weiteren 
Verlaufe der Revolution, in der Befestigung 
der bolschewistischen Herrschaft konnte man 
allerdings einen Schritt weitergehen, um einem 
fortschreitenden Reichszerfall aus der allzu 
nachdrücklichen Realisierung eines ideologi-
schen Programmpunktes entgegenzutreten. Es 
wurde nun der Begriff des Volkes, der Nation, 
noch weiter differenziert und den neuen poli-
tischen Zweckmäßigkeiten angepaßt. Es wurde 
die Frage gestellt, wer denn zur Repräsentanz 
einer Nation, zum Sprecher ihres wahren 
Willens, berufen sei, und es wurde die unter 
dem kommunistischen Geschichtsverständnis 
naheliegende Antwort gegeben, daß dies nur 
die Arbeiterklasse, natürlich ihre erwachten, 
einem echten Sozialismus zugewandten Ver-
treter sein könnten. Damit ließ sich aus dem 
wahren Rechte eines Volkes auf Selbstbestim-
mung statt einer Lostrennung nun auch ein 
unauflösliches Bündnis zwischen einem aus 
der Arbeiterklasse repräsentierten Volke und 
dem Mutterlande der schon siegreichen Revo-
lution herstellen. Diese Umprägung der Ideo-



logie mit ihren mannigfachen praktischen An-
wendungen im innen- und außenpolitischen 
Ringen der Sowjetunion ist wohlbekannt. So 
erübrigt es sich, ihr im einzelnen nachzugehen, 
um auch ihre ganze Fragwürdigkeit bis hin 
zur brutalen Unterdrückung nationalen Frei-
heitsstrebens darzulegen. Es bleibt trotz allem 
für das Verständnis der folgenden politischen 
Entwicklung im osteuropäischen Raum wesent-
lich, sich die unerhörte Geschmeidigkeit einer 
Doktrin zu vergegenwärtigen, die auch die 
Naturkraft des nationalen Gedankens sich 
einzugliedern suchte.
Demgegenüber bedurfte die Verbindung der 
amerikanischen Haltung auf internationalem 
Felde mit der Förderung des Nationalgedan-
kens keiner gewagten ideologischen Umdeu-
tung. Sie war naturgegeben, es war Geist von 
gleichem Geiste, Übertragung der innenpoli-
tischen Ideale, aus denen die Vereinigten 
Staaten im Laufe von anderthalb Jahrhunder-
ten sich geformt hatten, nun auch auf die 
Außenpolitik. Sie konnte zwanglos erfolgen, 
als Präsident Wilson sein Land endgültig aus 
der Isolierung herausführte und das ame-
rikanische Eingreifen auf dem europäischen 
Kriegsschauplätze in der zweiten Hälfte des 
Weltkrieges zu dem Anlauf benutzte, der 
Welt insgesamt eine neue Ordnung zu geben. 
Er wurde, unter ausdrücklicher Distanzierung 
von den Westmächten und ihren Großmacht-
vorstellungen, damit viel näher an die klei-
nen europäischen Nationen und ihre An-
sprüche herangeführt. Seiner Idee der all-
gemeinen Durchsetzung der Demokratie in 
der neuen Weltordnung und der Selbständig-
keit aller politisch reifen Völker, in der Ge-
bundenheit der freiwilligen Anerkennung 
nachbarlicher Rechte — der Individuen und 
der Völker — entsprach als Gegengewicht zu 
solcher auflockernden Politik zugleich die Be-
fürwortung einer über den souveränen natio-
nalen Staaten stehenden internationalen Ord-
nungsinstanz, eines Völkerbundes als einer 
allgemeinen Weltliga. Seiner Schaffung noch 
vor der Neuzeichnung der europäischen Land-
karte galten die ersten und ganz persönlichen 
intensiven Bemühungen des nach Europa ge-
kommenen Präsidenten; er wollte aus der 
Liga eine wirklich starke Institution machen: 
»Ein neues Lebewesen ist da“, so verkündete 
er stolz den in Paris versammelten Staats-

männern der Mächte, als er ihnen die Satzung 
des Völkerbundes vorlegte.
Das waren die neue Welt, die politischen 
Ideen, die aus dem Chaos des Ersten Welt-
krieges emporstiegen. Sie mußten sich, zumal 
in ihrer Ausprägung durch die Ordnung der 
Pariser Vorortverträge, alle Umbiegungen 
und Gewaltsamkeiten gefallen lassen, die 
noch von je geistige Werte auf politischem 
Felde erfahren haben, wo sich hart im Raume 
die Sachen und die Interessen stoßen. Das 
wurde um so bedenklicher, als auch die ame-
rikanische Demokratie noch einmal sich in 
die freiwillige Isolierung zurückziehen zu 
können glaubte und damit dem Völkerbund 
schon in seiner Geburtsstunde fast den Todes-
stoß versetzte. Aber trotzdem, die Ideen 
waren stark und zukunftsträchtig, sie ließen 
von nun an kein Land mehr los, sie zwangen 
einen jeden verantwortlichen Staatsmann, sich 
nach den geistigen und realen Gegebenheiten 
seines Volkes mit ihnen auseinanderzusetzen.
Darin sehen wir, unter dem größeren Abstand 
zu dem Geschehen, in welchem die heutige 
Betrachtung steht, auch das Thema der Ge-
schichte des deutschen Volkes in diesem Zeit-
raum insgesamt, ja hier kommt es noch viel 
eindringlicher heraus, als eben dieses Volk 
mitten zwischen den Ideen und den Macht-
strömen lag und nicht mehr allein aus eigener 
Tradition leben konnte. Diese prinzipielle The-
matik änderte sich nicht zwischen den Weltkrie-
gen, trotz der diametralen Andersartigkeit von 
Weimarer Republik und nationalsozialistischer 
Diktatur. Gewiß war es herab von der stolzen 
Höhe des Reiches vor dem Zusammenbruch 
ein schweres Einleben in die neue Weltsitua-
tion nach 1918, um so mehr, als ein großer 
Teil des deutschen Volkes nur geneigt war, 
den Blick auf Versailles und auf das dem 
deutschen Volke dort angetane „Unrecht“ zu 
richten. Demgegenüber war es die große Lei-
stung der Politik Gustav Stresemanns, nun 
auch eine der neuen Weltlage gemäße Konzep-
tion zu entwickeln und sie behutsam Schritt 
für Schritt, unter vielen Enttäuschungen zwar 
und doch unbeirrt, in die Wirklichkeit umzu-
setzen. Aber er hatte einzusehen gelernt daß 
demokratischer Gedanke, Nationalitätenrecht 
und Selbstbestimmung durchaus im Einklang 
mit den deutschen Lebensinteressen der Ge-
genwart und Zukunft standen, und umgekehrt, 



daß eine an ihnen orientierte deutsche Politik 
im Einklang mit den Grundströmungen der 
Weltentwicklung stand. Sogar mit der Sowjet-
union konnte in den Anfangsjahren der Be-
festigung des Bolschewismus eine außenpoliti-
sche Übereinstimmung erreicht werden, ohne 
demokratische Ideen preiszugeben. Deutsch-
land konnte seine naturgegebenen Lebensin-
teressen verfolgen und hatte doch in sinnvol-
ler Einordnung einen ehrenvollen Platz im 
Rate der Völker wieder eingenommen.

Als Hitler an die Macht kam, da hat er auf 
dieser wohlbegründeten Basis lange sich be-
wegen, von hier aus gut gedeckt die Umstel-
lung seiner Politik auf eine ganz andere Ziel-
setzung vornehmen können. Er war elf Jahre 
jünger als Stresemann und doch in seiner 
ganzen Vorstellungswelt hinter der neuen 
Weltsituation, die sich aufgetan hatte, zurück-
geblieben. Seine Grundanschauungen hatten 
sich in der ausgehenden Donaumonarchie des 
erbitterten Nationalitätenhaders und in der 
deutschen Krise des unmittelbaren Zusammen-
bruchs geformt; es waren abgestandene und 
mit der Simplifizierung noch verhängnisvoller 
wirkende Gedankenfetzen des 19. Jahrhun-
derts, die sich dann im gellenden Chauvinis-
mus des Agitators zu dem Aufruf zum Lebens-
raumkampf zusammenfügten. Hitler mochte in 
den Jahren seines politischen Aufstiegs und 
auch in den Vorbereitungsjahren als Reichs-
kanzler bis hin nach München eine oftmals 
diabolisch-geniale taktische Geschicklichkeit 
entwickeln — die politische Strategie und ihre 
ideologische Grundlage waren verhängnisvoll 
verfehlt vom ersten Tage an und zum Unter-
gang notwendig verurteilt. Denn er setzte 
sich nicht nur gegen einzelne Staaten, sondern 
gegen die drei großen politischen Triebkräfte 
der Zeit in Widerspruch. Er forderte sie 
schließlich alle zugleich zum Entscheidungs-
kampf heraus und brachte damit ihre zeit-
weilige Allianz zustande. Aber nicht nur die in 
den Weltmächten der Sowjetunion und der 
Angloamerikaner verkörperten politischen Le-
bensformen behaupteten ihre Überlegenheit. 
Auch die dritte Potenz, der nationale Lebens-
wille bewies selbst in kleineren Völkern im 
unmittelbaren Bereich des machtberauschten 
Diktators eine unüberwindliche Stärke und 
trug mit den nationalen Widerstandsbewe-
gungen durch ganz Europa zum Untergang

Hitlers bei. Die nationalsozialistische Kriegs-
unternehmung, in sich eine politisch-moralische 
Verblendung, wurde vollends ein Verbrechen 
infolge der Entwicklung, die die Technik seit 
dem Ersten Weltkrieg genommen hatte. Ihre 
Mittel schlossen jetzt bereits umfassende 
Vernichtungsmöglichkeiten ein. Sie dienten 
auch nicht .nur“ zur weiteren Perfektionie-
rung der Kriegsmaschine, sondern einem Hit-
ler zum millionenfachen Verbrechen des Ras-
senmordes, und sie konnten auch den Flam-
mensturm über Europas Städte, von Rotterdam 
und Coventry bis hin nach Hamburg und 
Dresden entfesseln. Es war schon ein düsteres 
Vorspiel des Atomtodes, der als ständige 
Drohung seit Hiroshima über der Menschheit 
lastet.

So kam mit dem Zusammenbruch des Dritten 
Reiches, in der von Hitler aufgezwungenen 
Identifizierung von Führer, Nationalsozialis-
mus und deutschem Volke, die große Kata-
strophe über das deutsche Volk und seine 
geschichtliche Leistung von tausend Jahren. 
Sie ließ in der Tiefe des Unglücks zuerst am 
Sinn der deutschen Geschichte, vielleicht am 
Sinn der Geschichte überhaupt verzweifeln. Sie 
hinterließ auch trotz der äußeren Erholung des 
westlichen Rumpfdeutschland in der Arbeit 
von zwei Jahrzehnten die Tragödie der Zer-
reißung, und sie stellt uns als bleibende Auf-
gabe das ständige Neudurchdenken unserer 
Vergangenheit und unserer Gegenwart. Ihr 
wenden sich letztlich alle Überlegungen zu, 
die von den Erinnerungsdaten dieser Wochen, 
dem Suchen nach den Ursachen und Verant-
wortlichkeiten der beiden Weltkriege, herauf-
beschworen werden. Allgemein ist die Über-
zeugung geworden, daß niemals mehr ein 
Krieg irgendein politisches Ziel herbeiführen 
kann und soll. Reichskanzler Bethmann Holl-
weg, der in seiner Persönlichkeit alles andere 
als ein vom Machtrausch erfaßter Politiker 
gewesen war, mochte 1914 noch einen Krieg 
als eine letztlich unausweichliche Pflicht ins 
Auge fassen. Als vor Präsident Kennedy in 
der Kuba-Krise sich die große Frage auftat, da 
war der Brennpunkt seiner Überlegungen, daß 
ein voreiliger oder falscher Schritt die Auslö-
schung von 300 Millionen Menschen in Ruß-
land, Europa und Amerika bedeuten würde Der 
Krieg als Mittel, als Fortsetzung der Politik, ist 



ausgeschaltet. Politisches Handeln ist aber dar-
um nicht ärmer, kürzer, beschränkter gewor-
den. Im Gegenteil, der politische Bereich dehnt 
sich erst recht auf alle Lebensäußerungen 
aus. Und es ist nur eine scheinbare Stagnation, 
zu der manche Probleme dadurch verurteilt 
werden, weil für sie zur Zeit eine gerechte, 
allen Beteiligten annehmbare Lösung noch 
nicht sichtbar wird. Die Formulierung von der 
„Lösung — so oder so“ war eines der ver-
hängnisvollsten Worte, das uns aus der Zeit 
der Gewaltsamkeiten noch im Ohr nach-
klingt. Die Notwendigkeit der Koexistenz 
aber gebietet eine andere Art des Han-
delns. Das gilt mit vielem andern auch von der 
Tatsache der deutschen Teilung, die wir nun 
als das schwerste Erbe aus dem am 1. Septem-
ber 1939 in Gang gesetzten Kriege übernom-
men haben. So wenig aber eine schnelle Lö-

sung für die Wiedervereinigung abzusehen 
ist, so sehr wissen wir uns mit dieser Forde-
rung, die auf dem Selbstbestimmungsrecht ei-
nes reifen Volkes beruht, doch auch im Ein-
klang mit der großen, alles durchwaltenden 
Idee unserer Zeit. Der Krieg war von Hitler 
einst gegen die Zeit begonnen worden — die 
aus ihm hervorgegangene Grundforderung ei-
ner deutschen Politik der Gegenwart aber 
steht mit den Grundströmungen der Zeit in 
Übereinstimmung.

Gerade eine historische Besinnung, die sich 
in schonungsloser Eindringlichkeit der Kata-
strophen unserer Geschichte in den zwei Welt-
kriegen von 50 und 25 Jahren und der deut-
schen Mitverantwortung daran, vor allem an 
dem zweiten Kriege, zuwendet, läßt uns darum 
in diesen Gedenktagen auch wohlberechtigte 
Hoffnung für die Zukunft schöpfen.



John L. Snell

Wie es 1939 zum Kriege kam

Die Beurteilung der Schritte, die zum Aus-
bruch des Zweiten Weltkrieges führten, war 
1939 

1

unterschiedlich und ist es fünfundzwanzig 
Jahre später noch immer. Mindestens sieben 
oder acht Erklärungen der Ursachen des Krie-
ges sind vorgelegt worden ).

Zunächst wäre zu nennen, was man als das 
Verdikt des Sieges bezeichnen könnte, näm-
lich die Erklärung von Nürnberg. Diese Er-
klärung, die den Urteilsspruch des berühmten 
Gerichtshofes widerspiegelte, der die Nazi-
Kriegsverbrecher in den Jahren 1945—46 ab-
urteilte, besagt, daß die Führung Deutschlands 
im Jahre 1939, im besonderen Adolf Hitler, 
allein verantwortlich war für die vorsätzliche 
Planung und Entfesselung des Zweiten Welt-
krieges.
Der Nürnberger Prozeß war eine der letzten 
einheitlichen Handlungen der „stränge allies" 
des Zweiten Weltkrieges. Der Kalte Krieg 
führte alsbald zu gegenseitigen Beschuldi-
gungen, die sowohl die Gegenwart wie die 
Geschichte betrafen, und schon 1948 waren 
voneinander abweichende und sich widerspre-
chende Erklärungen der Ursachen des Krieges 
von 1939 vernehmbar Ausgerüstet mit erbeu-
teten deutschen Dokumenten erinnerten sich 
1948 westliche Historiker immer häufiger an 
den deutsch-sowjetischen Vertrag vom 23 Au-
gust 1939 und kritisierten Josef Stalin wegen 
seiner Ermutigung der Hitlerischen Aggression. 
Damit wurde eine zweite Erklärung dargebo-
ten und durch Dokumente gestützt. Inzwischen 
entwickelten in der Sowjetunion Publizisten 
und Historiker eine dieser zweiten durchaus 
zuwiderlaufende dritte Version, die behaup-
tete. die Westmächte, nicht die UdSSR, hät-
ten Hitlers Expansion vorsätzlich gefördert. 
Die Sowjetunion veröffentlichte ebenso wie 
der Westen Dokumente aus erbeuteten deut-
schen Archiven, um ihre Argumente zu unter-
mauern. Einige westliche Gelehrte haben diese 
Version überzeugend gefunden Andere be-
haupteten zwar nicht, daß Großbritannien und 
Frankreich Hitler absichtlich gen Osten dräng-

1) Verschiedene Deutungen werden vorgestellt in: 
John L Snell (Hrsg ), The Outbreak of the Second 
World War. Design or Blunder?, Boston 1962. 

ten, wiesen aber darauf hin, daß sie die Anne-
xion Österreichs und des Sudetenlandes durch 
Hitler stillschweigend billigten und es ver-
säumten, 1939 unter den sowjetischen Bedin-
gungen einen Pakt mit der UdSSR zu schlie-
ßen. Dies wäre die vierte Ansicht über den 
Kriegsausbruch. Die Geschichtsschreibung der 
Nachkriegszeit hat einer fünften These wenig 
Beachtung geschenkt, die Hitler selbst dem 
deutschen Volke vorlegte, als er 1939 zum 
Kriege schritt: Polen habe durch die Unter-
drückung seiner deutschen Minderheit und 
durch Grenzübergriffe Deutschland den Krieg 
aufgezwungen. Da sowohl die Vereinigten 
Staaten wie die Sowjetunion in der Nach-
kriegszeit um Italien warben, haben die Histo-
riker eine sechste, in den Jahren 1939—1940 
oft gehörte These nicht weiter verfolgt, die 
Benito Mussolini und Italien eine erhebliche 
Verantwortung für den Kriegsausbruch auf-
bürdete.
Die meisten Deutungen der Ursachen des 
Krieges von 1939 messen die Hauptverant-
wortung Nazi-Deutschland zu, während an 
zweiter Stelle in der Verantwortung eine 
andere Nation oder Gruppe von Nationen 
steht. Die deutschen Historiker selbst haben 
Deutschlands Hauptverantwortung anerkannt. 
1962 hat jedoch ein hervorragender britischer 
Historiker, A. J P Taylor, die Diskussion 
über die Kriegsursachen durch ein Buch wie-
derbelebt, daß das Urteil von Nürnberg als 
unhistorisch zurückwies. Taylor argumentierte, 
daß Hitler sich in seinen Zielen nicht sehr von 
anderen Staatsmännern unterschied, daß er 
den Krieg von 1939 nicht geplant hatte und 
daß der Konflikt infolge einer Reihe von 
Fehlern ausbrach. Ferner behauptete Taylor, 
daß die Fehler hauptsächlich der britischen 
Führung anzulasten sind. Dieser siebenten 
Deutung wurde 1961 eine achte hinzugefügt, 
als ein deutscher neonazistischer Verleger das 
umfangreiche Buch eines amerikanischen „Hi-
storikers", David L. Hoggan, druckte, das den 
polemisierenden Titel „Der erzwungene Krieg“ 
trug. Hoggan behauptete, daß der Krieg nicht 
das Ergebnis von britischen Fehlern war, son-
dern daß der britische Außenminister Lord 
Halifax ihn vorsätzlich angezettelt und Hitler 
aufgezwungen habe. Halifx' „Kriegspolitik" 



habe den .heimlichen Segen Roosevelts und 
Stalins“2) gehabt.

2) David L Hoggan, Der erzwungene Krieg. Die 
Ursachen und Urheber des 2 Weltkrieges, Tübin-
gen 1961, S 793
3) Eine ausführliche Darstellung des Folgenden mit 
Quellen- und Literatur-Hinweisen findet sich in: 
John L Snell, Illusion and Necessity The Diplo-
macy ol Global War, 1939—1945. Boston 1953.

Eine Einführung in die verschiedenartigen 
Deutungen eines bedeutenden historischen Er-
eignisses ist ein gutes Mittel, um Studenten 
oder die Öffentlichkeit zu verwirren und sie 
so dazu zu bringen, sich mit diesem Ereignis 
näher zu beschäftigen. Es ist ein gutes Mittel, 
sie zum Denken zu zwingen. Man darf aber 
nicht zulassen, daß Studenten oder die Öffent-
lichkeit lediglich verwirrt bleiben; sie dürfen 
keineswegs in dem Glauben belassen werden, 
eine Deutung sei so gut wie die andere. Sie 
sollten dazu gebracht werden, d gesamte 
Quellenmaterial zu diesem Ereignis sorgfältig 
zu prüfen und sich kritisch mit dem Verhältnis 
von Quellen und unterschiedlichen Deutungen 
auseinanderzusetzen. Jeder objektive Versuch, 
die Ursachen des Krieges von 1939 zu erklären, 
muß mit einer Sachfrage beginnen: mit der 
Situation, in die Europa als Folge des Ersten 
Weltkrieges und der anschließenden Friedens-
regelung geraten war3). Zwei Tatbestände 
sind in diesem Zusammenhang von großer 
Bedeutung, und man muß sie bei dem Ver-
such einer Erklärung des Ausbruchs des 
Zweiten Weltkrieges in Betracht ziehen:

Tatbestand I: Die Friedensregelung führte zu 
einem unstabilen Kräftegleichgewicht in Euro-
pa, das durch seine Künstlichkeit eine Uber-
gangslösung zu sein bestimmt war. Die Macht 
Amerikas ermöglichte den Sieg der West-
mächte im Kriege und die weitere Schwächung 
Deutschlands bei der Friedensregelung in Pa-
ris. Danach zog sich die amerikanische Macht 
abrupt aus Europa zurück. Die Schwäche so-
wohl Deutschlands wie auch Sowjetrußlands 
war nur eine zeitweilige. Als sich beide erhol-
ten und stärker wurden, wurde es wahrschein-
lich, daß sie sich gegen die Regelung von 
1919 wenden und dabei Erfolg haben würden.

Tatbestand II: Der Krieg und die Friedens-
schlüsse schufen in Ostmitteleuropa eine An-
zahl kleiner Staaten, die 1914 noch nicht 
existiert hatten. Sie waren wirtschaftlich 
schwach und besaßen nicht die Kraft, nach 
1933 dem wachsenden Druck Nazi-Deutsch-
lands und Sowjetrußlands ohne westliche mili-
tärische Unterstützung zu widerstehen. Ob-

gleich der Westen viel dazu getan hatte, diese 
Staaten 1918/19 ins Leben zu rufen, war er 
nicht gewillt zu kämpfen, um irgendeinen von 
ihnen zu retten, jedenfalls nicht vor dem 
1. September 1939 (noch auch, im übrigen, nach 
1945). Von Finnland, Estland, Lettland, Litauen 
und der Freien Stadt Danzig im Norden über 
Polen, die Tschechoslowakei, Ungarn und 
Österreich in der Mitte bis nach Jugoslawien, 
dem vergrößerten Rumänien und Griechen-
land im Süden stellten diese schwer ringenden 
Staaten ein Machtvakuum dar, in das zuerst 
Nazi-Deutschland und das faschistische Italien 
und später — nach 1944 — die UdSSR hin-
einstoßen konnten.
Diese beiden deutlich sichtbaren Ergebnisse 
des Ersten Weltkrieges — die Künstlichkeit 
der deutschen und sowjetischen Schwäche und 
das ostmitteleuropäische Machtvakuum — 
machten den Zweiten Weltkrieg zwar nicht 
unvermeidlich, ließen ihn jedoch möglich wer-
den oder vergrößerten sogar die Wahrschein-
lichkeit des Krieges. Hitlers Vorstellung von 
der Welt, seine ehrgeizigen Ziele und seine 
Macht, die Richtung der deutschen Außen-
politik allein zu bestimmen, stehen im Mittel-
punkt jeder objektiven Erklärung der Ur-
sachen des Zweiten Weltkrieges.
In seiner vulgär-darwinistischen Sicht der 
Welt war Adolf Hitler das Opfer unsinniger 
Vorstellungen. Die erste war, daß jede Nation 
wählen müsse zwischen Niedergang und Tod 
einerseits und territorialer Ausdehnung an-
dererseits. Er sah den Kampf um „Lebens-
raum“ zwischen den Nationen nicht nur als 
unvermeidlich, sondern als Quelle des Fort-
schritts an. Die Revision des Versailler Ver-
trages und die Zusammenführung aller Deut-
schen in einem Staat waren für ihn nur ein 
Mittel zu einem umfassenderen Ziel: der terri-
torialen Ausdehnung Deutschlands nach Osten. 
Eine zweite verhängnisvolle Illusion war sein 
Glaube, Großbritannien würde nicht kämp-
fen, um die deutsche Vorherrschaft über 
Europa zu verhindern.
Die Verwandtschaft zwischen Hitlers Theo-
rien und seiner tatsächlichen Außenpolitik wird 
offentsichtlich, wenn wir uns mit den wichtig-
sten Einzelheiten der Krise von 1939 befassen. 
Eine solche Untersuchung sollte auch ganz 
klar zeigen, was den Krieg im Jahre 1939 
verursachte.
Entsprechend seiner Selbsttäuschung hinsicht-
lich Großbritanniens stieß Hitler im März 1939 
über die im Münchener Abkommen festgelegte 
Grenze in das Herz der Tschechoslowakei vor. 
Die strategischen Folgerungen aus Hitlers 



Griff nach Prag waren für Beobachter der 
neuen Karte Europas deutlich sichtbar; Polen 
war jetzt von Deutschland in die Zange ge-
nommen, die eine —alte — Backe dieser Zange 
lag an seiner Westgrenze, die andere — 
neue — umklammerte seine Südgrenze (die 
Slowakei hatte im März 1939 Deutschland das 
Recht eingeräumt, auf seinem Gebiet Truppen 
zu unterhalten). Eine nervöse Zuckung Hitlers, 
und die Zange zerbrach Polen.

Der britische Premierminister Neville Cham-
berlain hatte jetzt seine Illusion über Hitler 
verloren. Das im Augenblick wichtigste Pro-
blem für Großbritannien und Chamberlain 
war die Rettung Polens; letzten Endes war es 
jedoch viel wichtiger, Hitler-Deutschland im 
Zaum zu halten. Am 30. März gab Chamber-
lain in einem eigenhändig geschriebenen Jrief 
Polen das Versprechen: Sollte die polnische 
Unabhängigkeit in irgendeiner Weise bedroht 
werden und die Polen sich gezwungen sehen, 
militärischen Widerstand zu leisten, so wür-
den die britische und französische Regierung 
„ihnen jede Unterstützung gewähren, die in 
ihrer Macht steht“. Polen hatte die britische 
Garantie nötiger, als Chamberlain annahm. Im 
Oktober 1938 hatte Hitlers Außenminister, 
Joachim von Ribbentrop, dem polnischen Bot-
schafter in Berlin zu verstehen gegeben, 
Deutschland wünsche die Rückgliederung der 
Freien Stadt Danzig, die für Polen als Hafen 
notwendig war, und den Bau einer exterritori-
alen Autobahn und Eisenbahnverbindung durch 
das polnische Gebiet, das sich zwischen Ost-
preußen und dem übrigen Deutschland er-
streckte. Am 24. November hatte Hitler der 
Wehrmacht befohlen, Vorbereitungen für eine 
überraschende Besetzung Danzigs zu treffen. 
Dann hatte Hitler eine Zeitlang ver cht, die 
polnische Einwilligung ohne Gewaltanwen-
dung zu erlangen Noch am 25. März 1939 
hatte er voller Optimismus seinen Jeneralen 
verkündet, er wolle das Danzig-Problem nach 
Möglichkeit mit friedlichen Mitteln losen. Nach 
Chamberlains Garantie für Polen aber war es 
gewiß, daß Warschau sich bloßem diploma-
tischen Druck nicht fügen würde. Zwischen 
März und dem 31 August 1939 weigerten sich 
Hitler und Ribbentrop, den polnischen Bot-
schafter zu empfangen, obgleich dieser ver-
schiedene Versuche unternahm, die abgeris-
sene Verbindung neu zu knüpfen. Hitler wollte 
nicht reden, außer die Polen wären zur Kapi-
tulation bereit, und möglicherweise nicht ein-
mal dann Am 3 April erhielt die Wehrmacht 
eine neue Weisung Hitlers- Es waren Vor-
bereitungen für einen Feldzug gegen Polen zu 

treffen, so daß die Operation jederzeit vom 
1. September 1939 an durchgeführt werden 
konnte Zwischen Anfang April und dem 
1. September bestimmte die von Hitler vor-
sätzlich ausgelöste polnische Krise die Diplo-
matie des Erdballs.
Im April brachte Hitler als zusätzliche diplo-
matische Trumpfkarte seine Beziehungen zu 
Mussolini ins Spiel. Als Italien am 7. April 
1939 in Albanien einfiel, überzeugte die feind-
selige Reaktion Großbritanniens und Frank-
reichs — die Rumänien und Griechenland eine 
Garantie gaben — Mussolini davon, daß ein 
Pakt mit Berlin wünschenswert sei. Ein in 
Berlin niedergelegter Vertragsentwurf wurde 
am 12. Mai an Mussolini mit dem Vorschlag 
gesandt, daß die Unterzeichnung zwischen dem 
21. und 24 Mai stattfinden sollte. Dies war 
kein Verteidigungspakt; er sollte Gültigkeit 
haben, gleichviel ob einer der Partne durch 
den Angriff einer dritten Macht ode durch 
eigene Angriffshandlungen n „kri rische 
Verwicklungen . . . geriet". Mussolini nannte 
ihn den „Stahlpakt“. Am 22. Mai wurde er 
untei großem Gepränge in Berlin unterzeich-
net Am nächsten Tage bekräftigte Hitler in 
einer Besprechung mit hohen Militärbefehls-
habern seinen Entschluß, Polen anzugreifen. 
Er gab zu, daß Danzig nur ein Vorwand war; 
der wirkliche Grund sei, mehr Lebensraum 
für Deutschland zu gewinnen. Man könne 
keine Wiederholung der Tschechen-Affäre er-
warten. warnte er Polen würde bei der 
ersten sich bietenden Gelegenheit angegrif-
fen werden Am 14 Juni setzte Hitler den 
Stichtag für den Abschluß der militärischen 
Vorbereitungen auf den 20. August fest.
Nach allgemeiner Auffassung konnte sich 
Hitler auf den italienischen Beistand verlas-
sen, falls es zum Kriege käme. Auf wen 
konnten Großbritannien und Frankreich rech-
nen, um Polen zu retten und gleichzeitig den 
Krieg zu vermeiden? Im Frühjahr 1939 wandte 
sich Chamberlain zögernd und voller böser 
Ahnungen an Moskau In den folgenden lan-
gen Verhandlungen versicherte der Kreml 
seine Bereitwilligkeit, einen Pakt mit Groß-
britannien und Frankreich zu unterzeichnen, 
jedoch nur unter der Bedingung, daß Sowjet-
truppen im Falle eines Krieges in Polen ein-
marschieren konnten Moskau verlangte dar-
über hinaus, daß die polnische Regierung frei-
willig ihr Einverständnis mit dieser Klausel 
geben sollte
Voller Furcht vor den sowjetischen Absichten 
verweigerte Warschau die Zustimmung, und 
London und Paris übten zwischen Mai und 



Juli keinen Druck aus, um Polen gefügig zu 
machen.
Unterdessen hatte Stalin seit März Berlin ge-
genüber die Möglichkeit einer Annäherung 
zwischen der Sowjetunion und Nazi-Deutsch-
land angedeutet.
Während seines ganzen politischen Wirkens 
hatte Hitler die Notwendigkeit eines Kreuz-
zuges gegen den Kommunismus gepredigt. Im 
Jahre 1935 hatte er als Antwort auf britische 
Vorschläge eines Nichtangriffspaktes zwischen 
allen Mächten Mittel- und Osteuropas rund-
heraus erklärt, eine Zusammenarbeit zwischen 
Nationalsozialismus und Bolschewismus 
stünde völlig außer Frage. Beim Abschluß des 
Anti-Kominternpaktes mit Japan 1936 hatte 
Hitler gelobt, daß Deutschland keine politi-
schen Verträge mit der UdSSR schließen 
würde. Sogar 1939 war Berlins erste Reaktion 
auf Moskaus Andeutungen einer möglichen 
Zusammenarbeit vorsichtig. Als aber der 
Widerstand der Westmächte und Polens gegen 
seine Forderungen anhielt, sogar noch nach-
dem der Stahlpakt unterzeichnet war, begann 
Hitler mit beträchtlichem Eifer um Stalin zu 
werben. Am 26. Juli gab Berlin Moskau zu 
verstehen, daß es zwischen der Ostsee und 
dem Schwarzen Meer keine Probleme gebe, 
die zu einem Konflikt zwischen Deutschland 
und Rußland führen müßten und daß ferner 
beide Länder gemeinsam im Gegensatz zu 
den kapitalistischen Demokratien Westeuro-
pas stünden.
Am 12. August, zwölf Tage nachdem eine 
englisch-französische Militärmission in Mos-
kau angekommen war, um über ein westliches 
Abkommen mit der UdSSR zu verhandeln, 
unterrichtete der Kreml Berlin, daß er bereit 
wäre, politische Probleme mit Deutschland zu 
erörtern. Die Sowjets betrieben ihr Doppel-
spiel voller Eifer. Am 14. August teilten sie 
der englisch-französischen Militärmission ohne 
Umschweife mit, die »erste Bedingung" für 
eine sowjetische militärische Zusammenarbeit 
mit England und Frankreich sei eine Erklärung 
Polens an Moskau, daß es bereit sei, der 
Roten Armee im Kriegsfälle den Einmarsch 
in polnisches Gebiet zu gestatten. Der pol-
nische Außenminister Josef Beck weigerte sich 
nach wie vor, obgleich London und Paris ihn 
jetzt drängten, nachzugeben. Becks Stolz war 
ebenso unerschütterlich wie seine Furcht vor 

den Russen. Am 20. August machte er seine 
letzte Konzession: Die englisch-französische 
Mission könnte den Einmarsch sowjetischer 
Truppen inPolen zugestehen, »als ob die Frage 
nicht an Polen gestellt worden wäre."

Unterdessen war Berlin die Geduld ausgegan-
gen; Hitlers Stichtag für den Abschluß der mili-
tärischen Vorbereitungen rückte immer näher. 
Am 15. August wurde Molotow gebeten, einer 
Reise Ribbentrops nach Moskau zu Verhand-
lungen zuzustimmen. Als Molotow sich erkun-
digte, ob Berlin eine gemeinsame deutsch-
sowjetische Garantie für die baltischen Staaten 
in Erwägung ziehen würde, gab Ribbentrop 
sein Einverständnis hierzu und schlug gleich-
zeitig einen auf 25 Jahre befristeten Nicht-
angriffspakt vor. Ribbentrop unterstrich auch 
die Notwendigkeit einer möglichst raschen 
Übereinkunft: Deutschlands Geduld angesichts 
der »polnischen Provokationen" sei nahezu 
zu Ende, warnte er, „ernsthafte Zwischenfälle* 
könnten sich jeden Augenblick ereignen.

Obwohl am 18. August ein deutsch-sowje-
tischer Handelsvertrag unterzeichnet worden 
war, war Hitler das sowjetische Vorgehen 
noch zu langsam. Am 20. August richtete er 
eine Botschaft direkt an Stalin. Die Spannun-
gen mit Polen seien „unerträglich“ geworden, 
sagte er; Ribbentrop solle am 22. oder 23. Au-
gust in Moskau empfangen werden, um einen 
Nichtangriffspakt und ein geheimes Zusatz-
abkommen zu unterzeichnen. Stalin war sofort 
einverstanden, daß Ribbentrop in zwei Tagen 
ankommen sollte. Die englisch-französische 
Mission wurde daher abgewiesen, als sie am 
22. August die Ermächtigung zur Unterzeich-
nung eines Militärabkommens mit der UdSSR 
erhalten hatte. Klementi Woroschilow, der die 
Verhandlungen mit den Westmächten führte, 
kündigte an, er gehe auf die Entenjagd. An 
diesem Abend verlautbarte die Sowjetpresse, 
daß Deutschland und die UdSSR einen Nicht-
angriffspakt unterzeichnen würden.

Der deutsch-sowjetische Vertrag vom 23. Au-
gust 1939 wurde nach Ribbentrops Ankunft in 
Moskau rasch mit Molotow und Stalin ausge-
handelt und in den frühen Morgenstunden des 
24. August unterzeichnet. Ein geheimes Zusatz-
protokoll sah für den Fall irgendwelcher poli-
tisch-territorialer Veränderungen vor, daß 
Ostpolen, Estland, Lettland, Finnland und 



Bessarabien als sowjetische Einflußsphäre be-
trachtet werden, Litauen und das west-
liche Polen dagegen in die deutsche Interessen-
sphäre fallen sollten. Rundheraus gesagt, be-
deutete das Abkommen die Vorbereitung der 
vierten Teilung Polens — eine Neuauflage 
rund 150 Jahre nach den drei Teilungen des 
18. Jahrhunderts.

Nachdem Stalin noch bis zum 14. August dar-
auf bestanden hatte, daß vor Abschluß eines 
Vertrages mit Großbritannien und Frankreich 
die polnische Zustimmung eilj-hc’t werden 
müßte, hatte er in der Nacht des 23. August 
bei seinen Abmachungen mit 2‘uzi-Deutsch-
land keine derartigen Bedingungen gestellt.

Der deutsch-sowjetische Vertrag besiegelte 
das Schicksal Polens und machte den Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges zur Gewißheit. 
Späterhin versuchte die sowjetische Propa-
ganda Stalins Schritt zu rechtfertigen, indem 
sie behauptete: 1. daß Großbritannien und 
Frankreich lediglich darauf aus waren, 
D
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eutschland und die Sowjetunion in einen 
Krieg gegeneinander zu stürzen, in dem sie 
eine Zuschauerrolle einnehmen wollten; 2. daß 
der Vertrag zur Sicherung des Friedens dienen 
sollte; 3. daß die Sowjetunion keine andere 
Wahl hatte, als ihn zu unterzeichnen; . daß 
Stalin durch diesen Pakt zwei Jahre gewonnen 
hatte, während derer die Sowjetunion sich auf 
Hitlers Angriff vorbereiten konnte. Gleich-
zeitig habe er sich durch die territoriale Ver-
größerung ein Glacis verschafft, in dem später 
Widerstand geleistet werden konnte.

Unterzieht man diese Argumente einer kriti-
schen Prüfung, so wird deutlich, daß keines 
von ihnen als Rechtfertigung für Stalins Ent-
scheidung dienen kann. 1. Als Großbritannien 
und Frankreich am 3. September Deutschland 
den Krieg erklärten, widerlegten sie die so-
wjetische Behauptung, daß sie Hitler nach 
Osten gegen die UdSSR drängen wollten. 
2. Stalin wußte, daß der Pakt nicht der Siche-
rung des Friedens dienen sollte, denn er war 
sich vollkommen klar darüber, weshalb Hitler 
es so eilig mit dem Abschluß hatte. 3. Die 
dritte sowjetische Behauptung ist von vielen 
westlichen Autoren, einschließlich A. J. P. 
Taylors, akzeptiert worden. „Gleichgültig, wie 
man den Kristall hält und versucht, vom Stand-
punkt des 23. August 1939 aus in die Zukunft 

zu schauen", schrieb Taylor, „es ist schwer zu 
erkennen, welche andere Möglichkeit Sowjet-
rußland hätte verfolgen können." 4)
Tatsächlich ist es sehr einfach, zwei andere 
Möglichkeiten zu sehen, die dem Frieden 
dienlicher gewesen wären. Seit dem Frühjahr 
1939 hätte Stalin jederzeit ein Abkommen mit 
Großbritannien und Frankreich haben können, 
das die Integrität sowohl der UdSSR wie 
Polens garantiert hätte, wenn er nicht Bedin-
gungen gestellt hätte, denen sich die Polen 
widersetzten. Ein solches Abkommen hätte 
Hitler höchstwahrscheinlich 1939 vor einem 
Angriff auf Polen zurückschrecken lassen. 
Wenn Stalin keinen Pakt zu den westlichen 
Bedingungen abzuschließen bereit, aber auf-
richtig an der Bewahrung des Friedens und 
des Status quo interessiert war, hatte er eine 
andere Wahl: er hätte sich weigern können, 
sowohl mit der einen wie mit der anderen 
Seite einen Pakt zu schließen. Möglicherweise 
hätte Hitler angesichts des starken englisch-
französischen Drucks Polen am 1. September 
1939 nicht angegriffen. 4. Das Argument, daß 
die UdSSR durch die Abmachungen mit Berlin 
Zeit gewann sowie Raum, in dem die erste 
Wucht des Angriffs aufgefangen werden 
konnte, setzt voraus, daß Hitler-Deutschland 
untätig blieb, während Stalins Rußland die 
Waffen schmiedete, um den Feind zu vernich-
ten. Aber Deutschland blieb nicht untätig. Als 
Hitler sich 1941 zum Angriff auf Rußland an-
schickte, hatte sich die deutsche Rüstungs-
produktion gegenüber 1939 verdreifacht Die 
Produktion der Sowjets hatte sich in keinerlei 
vergleichbarem Maße erhöht. In den letzten 
Jahren haben sogar sowjetische Historiker 
die Stalinsche Behauptung, die UdSSR sei 1941 
auf den Krieg wohl vorbereitet gewesen, als 
Legende enthüllt Schließlich stellte sich her-
aus, daß der 1939 eingehandelte Raum von 
geringem Nutzen war; Hitlers Panzer durch-
stießen ihn 1941 in wenigen Tagen.

So erweisen sich die sowjetischen Argumente 
bei kritischer Untersuchung eines nach dem 
anderen als nicht stichhaltig. Damit ist natür-
lich nicht gesagt, daß Stalin 1939 nicht doch 
von der Richtigkeit des einen oder anderen 
überzeugt gewesen wäre, wie trügerisch sie 
auch immer waren. Aber selbst wenn Stalin

4) A. J. P. Taylor, Die Ursprünge des Zweiten 
Weltkrieges. Gütersloh 1962, S. 337. 



eingesehen hätte, wie hohl sie alle waren, ist 
es sehr wahrscheinlich, daß er doch zu einer 
Vereinbarung mit Hitler gelangt wäre, da für 
seinen Handel mit Berlin zwei andere Motive 
denkbar waren. Erstens mochte Stalin mit 
dem Abkommen das kühl berechnende Ziel 
verfolgt haben, Hitler gegen die Westmächte 
zu hetzen, um damit zu erreichen, was in der 
kommunistischen Theorie als unvermeidlich 
vorausgesagt wurde: ein Krieg zwischen den 
kapitalistischen Staaten, aus dem allein die 
UdSSR Nutzen ziehen konnte. Von dem kom-
munistischen Dogma, daß ein gegenseitiger 
Vernichtungskrieg der Kapitalisten unver-
meidlich war, war es 1939 nur ein Schritt bis 
zu dem Ereignis des 23. August, das den Krieg 
zur Gewißheit machte. Und wenn ein derarti-
ges ideologisches Motiv bei Stalin nicht den 
Ausschlag gab, blieb ein anderer Grund, so zu 
handeln, wie er es am 23. August tat: durch 
die Abmachung mit Hitler waren Gewinne 
ohne irgendeinen Preis zu erzielen. Stalin war 
nicht im unklaren darüber gelSsen worden, 
daß der Westen ihm nicht die Herrschaft über 
die baltischen Staaten, Ostpolen und Bessara-
bien zugestehen wollte. Hitler wollte sie zuge-
stehen. Wahrscheinlich waren also entweder 
langfristige Ziele des Kommunismus oder die 
Aussicht auf sofortige territoriale Gewinne 
dafür maßgebend, daß Stalin 1939 dem An-
griffskrieg grünes Licht gab.

Um von Stalin den „Blankoscheck“ zu erhal-
ten — der in seinen Folgen nur dem Blanko-
scheck vergleichbar war, den das Deutsche 
Reich 1914 Österreich gab —, nahm Hitler, der 
lautstärkste Antikommunist in Europa, in 
Kauf, als Erfüllungsgehilfe für die kommuni-
stische Prophetie benutzt zu werden. Für den 
armseligen Gewinn in Polen öffnete er der 
sowjetkommunistischen Flut die Tore Ost-
mitteleuropas.

Hitler hoffte, daß Großbritannien, Frankreich 
und Polen sich friedlich seinen Forderungen 
unterwerfen würden, sobald der Pakt mit 
Stalin abgeschlossen war, und der Friede mit 
Großbritannien galt ihm nach wie vor als er-
strebenswerter Preis. „Nun ist die Wahr-
scheinlichkeit groß", sagte er am 22. August 
vor seinen Generalen, „daß der Westen nicht 
intervenieren wird." Aber friedlich oder nicht, 
er war entschlossen, seinen Willen zu haben, 

und zwar sofort. Am nächsten Tag wurde der 
Angriffsbeginn auf den 26. August festgesetzt. 
Als der französische Außenminister Edouard 
Daladier von dem deutsch-sowjetischen Ver-
trag erfuhr, bemerkte er in privatem Kreise, 
daß dieser die französische Lage nahezu hoff-
nungslos mache. Die Franzosen sähen sich nun 
der ganzen deutschen Macht gegenüber, denn 
Polen könnte nicht länger als zwei Monate 
aushalten und Großbritannien würde zwei 
Jahre für seine Rüstung brauchen. Daher 
appellierte Daladier am 26. August an Hitler, 
über eine Regelung der strittigen Fragen zu 
verhandeln; er stand jedoch zu der franzö-
sischen Garantie für Polen.
Chamberlain erfuhr am 22. August von dem 
Vertrag zwischen Nazis und Sowjets. Wäh-
rend der folgenden Tage der Krise war die 
Position, die er einnahm, härter als die Frank-
reichs. Sofort am 22. August sandte er eine 
persönliche Botschaft an Hitler, die für einen 
Staatsmann mit normaler Mentalität hätte un-
zweideutig genug sein müssen: „Es ist be-
hauptet worden, daß die große Katastrophe 
vermieden worden wäre, wenn Seiner Maje-
stät Regierung ihren Standpunkt im Jahre 
1914 klar dargelegt hätte. Unabhängig davon, 
ob dieser Behauptung Bedeutung zuzumessen 
ist oder nicht, ist Seiner Majestät Regierung 
entschlossen, dafür zu sorgen, daß im vor-
liegenden Falle kein solch tragisches Mißver-
ständnis entsteht. ... Es ist unmöglich, das 
Ende einmal begonnener Feindseligkeiten ab-
zusehen. Es wäre ein gefährlicher Irrtum, an-
zunehmen, ein einmal beg-nnener Krie würde 
in kurzer Zeit zu Ende gehen ..." Chamber-
lain wies ausdrücklich darauf hin, daß der 
deutsch-sowjetische Vertrag die gegenüber 
Polen eingegangene Verpflichtung Großbritan-
niens in keiner Weise einschränken würde. 
Er warnte Hitler, daß „ein Krieg zwischen 
unseren beiden Völkern das größte Unglück 
sein würde, das sich ereignen könnte". Cham-
berlain machte seine Absichten auch in aller 
Öffentlichkeit bekannt: Ein formeller englisch-
polnischer Beistandspakt wurde am 25. August 
in London unterzeichnet.
Am 25. August erhielt Hitler noch eine 
andere Warnung. Am Abend überbrachte der 
italienische Botschafter eine Botschaft Musso-
linis: Italien könne nicht „die Initiative zu 
militärischen Operationen ergreifen", wenn es 



zum Krieg käme, außer Deutschland würde 
.unmittelbar Kriegsmaterial und Rohstoffe lie-
fern", die Italien benötige. Die Liste wurde in 
Rom sorgfältig zusammengestellt, um Musso-
lini als Vorwand zu dienen. Sein Schwieger-
sohn und Außenminister, Graf Ciano, notierte 
in sein Tagebuch, daß die italienische Bedarfs-
liste so umfangreich war, „daß sie geeignet 
gewesen wäre, einen Stier zu erschlagen, falls 
er hätte lesen können."

Hitler war äußerst betroffen über diese Reak-
tion seitens Italiens und Großbritanniens. Er 
widerrief den der Wehrmacht gegebenen Be-
fehl zum Angriff am 26. August; er brauche, 
wie er sagte, „Zeit für Verhandlungen". Schon 
am 25. August hatte er versucht, Frankreich 
von Polen zu trennen, indem er dem franzö-
sischen Botschafter versicherte, daß er keine 
Ansprüche auf Elsaß-Lothringen habe. Am 
Mittag desselben Tages versuchte er, auch 
Chamberlain zu umgarnen und ihm einen 
Kaufpreis anzubieten: Wie zuvor offerierte er 
die englisch-deutsche Freundschaft; er würde 
die Unversehrtheit des britischen Empire ga-
rantieren; als Gegenleistung sollte Großbritan-
nien ihm freie Hand gegen Polen lassen. Die 
britische Antwort kam am 28. August. Eine 
friedliche Regelung des deutsch-polnischen 
Konfliktes sei die unerläßliche Voraussetzung 
für eine englisch-deutsche Verständigung; 
Deutschland solle direkte Verhandlungen mit 
Polen aufnehmen.
In den folgenden Tagen setzte Hitler seine 
Versuche fort, Großbritannien dazu zu brin-
gen, Polen im Stich zu lassen. Niemand kann 
mit Sicherheit sagen, ob er auch für den Fall 
zum Kriege entschlossen war, daß Polen seine 
öffentlich verkündeten Forderungen annahm. 
Die Beweise deuten darauf hin, daß er es war, 
daß seine Forderungen nur ein propagandisti-
scher Vorwand für den Krieg waren; überdies 
liefen Hitlers öffentlich erhobene Forderungen 
jetzt auf die Annektion des Korridors und 
Danzigs hinaus. Am 24. August teilte Hitler 
den Briten mit, daß er verhandeln würde, 
wenn ein polnischer Unterhändler, versehen 
mit der Vollmacht, ein Abkommen zu schlie-
ßen, am folgenden Tag einträfe. Großbritan-
nien protestrierte, daß die Zeit zu kurz sei. 
Um Mitternacht des 30. August erbot sich der 
britische Botschafter, die deutschen Forderun-
gen nach Warschau weiterzuleiten; ihm wurde 
gesagt, daß weitere Bemühungen in dieser 

Hinsicht zwecklos seien, weil der polnische 
Unterhändler nicht zu dem geforderten Termin 
eingetroffen war. Ribbentrop las die Bedingun-
gen vor, unter denen Deutschland zu einem 
Abkommen bereit gewesen wäre, falls, wie er 
sagte, der polnische Unterhändler eingetrof-
fen wäre; er wies aber ausdrücklich darauf 
hin, daß sie nicht länger gültig waren. Als am 
nächsten Tag, dem 31. August, der polnische 
Botschafter in der ersten Unterredung, die ihm 
seit dem 27. März gewährt worden war, er-
klärte, daß Polen zu Verhandlungen bereit 
war, schnitt ihm Ribbentrop das Wort ab, da er 
nicht mit der Vollmacht zur sofortigen Unter-
zeichnung eines Abkommens gekommen war. 
An diesem selben Tage ratifizierte der Oberste 
Sowjet den deutsch-sowjetischen Vertrag. Hit-
ler befahl den Angriff für den Morgen des 
folgenden Tages. Am 1. September 1939 um 
4.45 Uhr brachen die Panzerdivisionen der 
Wehrmacht in Polen ein. Mit einiger Ver-
spätung, am 3. September, erklärten Groß-
britannien und Frankreich Deutschland den 
Krieg, nachdem sie gehofft hatten, Hitler 
könne dazu überredet werden, seine Truppen 
aus Polen zurückzuziehen. Vierzehn Tage spä-
ter griff die Rote Armee ein, indem sie Polen 
den Gnadenstoß gab. Der Zweite Weltkrieg 
war im Gange.
Sieben Jahre später prüfte der Internationale 
Militärgerichtshof in Nürnberg Tonnen von 
Dokumenten, verhörte zahlreiche Teilnehmer 
und kam in dem Urteil über die Naziführer zu 
dem Schluß, daß der Krieg, der am 1. Septem-
ber 1939 von Deutschland gegen Polen be-
gonnen wurde, ganz offensichtlich ein An-
griffskrieg gewesen sei.

Das Urteil von Nürnberg sagte nicht die ganze 
historische Wahrheit, wenn es ausschließlich 
Deutschland die Schuld gab. Mussolini ließ 
zwar Hitler im entscheidenden Augenblick im 
Stich, aber von Mai bis weit in den August 
1939 war er in den Augen der Welt der Kom-
plice des Führers bei dem Verbrechen gegen 
den Frieden. Diejenigen Historiker, die sich 
nicht auf die Ereignisse des Jahres 1939 be-
schränken, werden sicherlich der britischen 
und französischen Appeasement-Politik ein ge-
wisses Ausmaß an Schuld an Hitlers Dreistig-
keit in der polnischen Krise beimessen. Die 
Versäumnisse der Vereinigten Staaten er-
scheinen ebenfalls in dem breiten Panorama 



der historischen Verantwortung; Roosevelt 
gewährte jenen in Großbritannien und Frank-
reich, die in den dreißiger Jahren Hitler gegen-
über fest bleiben wollten, höchst ungenügende 
Unterstützung.
Auch wenn man das alles zugesteht, bleibt die 
Tatsache, daß es in der Krise von 1939 außer 
Mussolini (der, wie wir gesehen haben, im 
August kaum von Nutzen war) nur einen 
Komplicen bei Hitlers Verbrechen gegen den 
Frieden gab Hitler hätte den Zweiten "‘elt-
krieg kaum angezettelt — jedenfalls nicht am 
1. September 1939 gegen Polen —, wenn Stalin 
ihn dabei nicht unterstützt hätte. Mit Stalin 
als Partner fühlte er sich stark genug, loszu-
schlagen, sogar als er Kenntnis davon erhielt, 
daß sein Komplice in Rom nicht mitmachen 
wollte, sogar als er gewarnt wurde, daß Groß-
britannien und Frankreich kämpfen würden. 
In der Verantwortung für den Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges steht Stalin nur Hitler 
nach.

Aber Hitler trägt unter allen Umständen die 
Hauptverantwortung. Er selbst schob in seinen 

Ansprachen an das deutsche Volk den Polen 
die Schuld zu. Noch bei der Abfassung seines 
„Politischen Testaments* am 29. April 1945, 
als er am Ende seines Weges in die Zerstörung 
angelangt war, entschuldigte er sich. 1961 
schließlich wurde Hitlers Selbstrechtfertigung 
durch Hoggar wiederaufgenommen, und Tay-
lor erklärte, daß Hitler nur rd. eine 
Reihe von Fehlern in den Krieg geraten war. 
Sicher war seine Vorstellung, daß Großbritan-
nien nicht eingreifen würde, ein Fehler, und 
es gab auch noch einige andere. Aber der 
Blitzkrieg gegen Polen war im voraus fest-
gesetzt, und er war Teil eines größeren 
Planes.
Man sollte Hitlers letzte Direktive von 1945 
lesen, wenn man den Anteil von Fehlern und 
von vorbedachter Planung an Hitlers Krieg 
abwägt. Der Führer sandte diese Direktive aus 
dem Bunker der Reichskanzlei an General-
feldmarschall Wilhelm Keitel, als die Rote 
Armee schon ganz nahe war, am 30. April 
1945, dem Tage, da er sich erschoß. Sie lautete: 
„Es muß das Ziel bleiben, für das deutsche 
Volk Land im Osten zu erringen.“



Maurice Baumont

Betrachtungen eines französischen Historikers 
über die Ursachen des Zweiten Weltkrieges

Vor fast 25 Jahren begann der Zweite Welt-
krieg! Dieser beklagenswerte Jahrestag kann 
einem Historiker, der selbst Zeuge dieses 
Dramas war, nur Anlaß zu betrüblichen Über-
legungen geben.

Während der Erste Weltkrieg wie durch Zu-
fall ausgebrochen war, und zwar nach so 
vielen Krisen, die seit 1905 jedesmal mehr 
oder weniger zufriedenstellende Lösungen 
gefunden hatten, erschien der Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs fast unvermeidbar, seit 
Hitler im März 1939 seinen Vorteil mit uner-
hörter Rücksichtslosigkeit ausgenutz' und 
alles an sich gerissen hatte, was von dei sechs 
Monate zuvor verstümmelten Tschechoslowa-
kei übriggeblieben war.

Zeichnen wir unvoreingenommen die Erinne-
rungen und Eindrücke eines Franzosen nach, 
der leidenschaftlich vom Gang der internatio-
nalen Politik gepackt war und nie aufgehört 
hat, sie weiterzuverfolgen.
Wie könnte man die Wiederkehr eines blu-
tigen Krieges verhindern? Das war die Frage, 
die man sich damals angstvoll stellte! Nach 
20 Jahren — nur nach 20 Jahren — sollte 
man wirklich ein neues unsinniges Massaker 
an Millionen von Menschenleben auf sich 
zukommen sehen? Wohin sollte das führen? 
Elend, Verzweiflung, Haß und Hoffnungs-
losigkeit würden nur noch ein viel größeres 
Übel erzeugen können! Man bebte vor Grau-
en bei dem Gedanken an die Masse vorzei-
tig dahingeiaffter Menschenleben, an die Ver-
luste, die für die Menschheit daraus entstün-
den, an die Leiden, die die Schlacntfelder hin-
terließen. Ein kleinmütiger Fatal'smus be-
mächtigte sich der Herzen, die von der unauf-
hörlichen Bedrohung erschlafft waren. Man 
fühlte sich ohnmächtig angesichts eines uner-
bittlichen Schicksals

Was wollte eigentlich im Jahre 1939 Frank-
reich? Es wollte Frieden, ganz einfach Frieden! 
Es besaß nicht mehr die Stellung, die es von 
1919 bis zum März 1936 innegehabt hatte, 
was es übrigens als erstes Land anzuerkennen 
bereit war Es wußte, daß es eine Schlacht ver-
loren hatte, der es sich ganz friedfertig ge-

stellt hatte, um die wesentlichen Bestimmun-
gen des Versailler Vertrages zu behaupten. Es 
war nicht mehr die Rede von der gegenseiti-
gen Beistandspflicht, die vom Völkerbund vor-
gesehen war. Nach außen hin blieb dieser 
zwar ein Zubehör der Politik. Aber seit Jahren 
wußte man im Völkerbund nicht mehr genau, 
was die Franzosen eigentlich wollten und wie 
sie es wollten.
Nach wechselnden Perioden zu kurzer Hoff-
nung und langer Furcht besaß Frankreich, das 
1918 zwar siegreich gewesen war, dessen 
Lebenskraft sich aber im Kriege verausgabt 
hatte, im Jahre 1939 nur noch eine unsichere 
Würde; sie grenzte an Resignation, die jeder 
Anstrengung feind war. Ein dick aufgetragener 
Heroismus hatte nur eine Art skeptischen 
Mutes überdauern lassen.

Kurzlebige Regierungen hatten den Sieg von 
1918 nicht für die Konsolidierung des Landes 
zu nutzen vermocht. Man hatte hartnäckige 
Trugbilder genährt und damit die Widerstands-
kraft geschwächt und den inneren Halt zer-
setzt. Die Nachgiebigkeit gegenüber den eige-
nen Parteigängern und privaten Interessen-
gruppen war derart groß geworden, daß man 
kaum noch von nnem französischen Staat 
sprechen konnte. Jedenfalls existierte kein 
Staat mehr, der sich der Zukunft, d. h. der 
beständigen Entwicklung und Pflege aller na-
tionalen Kräfte, gegenüber verantwortlich ge-
zeigt hätte. Als Objekt zunehmenden Ver-
schleißes, der in den dreißiger Jahren immer 
mehr voranschritt, hatte ein kraftloser, her-
untergekommener, von schleichender Blutar-
mut befallener Staat das Frankreich der finanz-
politischen Höhepunkte von 1931 noc tiefer 
in den Abgrund rutschen lassen, als es die 
Nationen taten, die viel stärker unter der 
Weltwirtschaftskrise zu leiden hatten. Von 
diese- Krise kaum in Mitleidensc gezoj ", 
hatte Frankreich einen beständige Abstieg zu 
verzeichnen und war schließlich das inzige 
Land, das 1938 aus dem wirtsc' aftlichen Wie-
derauftieg keinen Nutzen zog.
Die militärische Überlegenheit von 1932, ge-
gen die sich noch die Teilnehm der Ab-



rüstungskonferenz verbündet hatten, war 
gründlich vorbei.
Man kann sagen, daß bis zu Hitler ein franzö-
sisches Verteidigungssystem den Frieder Euro-
pas bewahrt und gesichert hatte. Die Vor-
herrschaft Frankreichs, eine Hegemonie des 
Friedens, hatte den neuen und beträchtlich 
zahlreicher gewordenen Nationen gestattet, 
sich zu organisieren. Sie übte ihre Befugnisse 
im Rahmen des Völkerbunds aus und fand in 
ihm ihre Grenzen. Frankreichs militärische 
Verpflichtungen wurden erst wirksam, wenn 
der Rat des Völkerbundes seine Billigung aus-
gesprochen hatte. Frankreich riskierte also 
nicht, durch Machenschaften oder Ungeschick-
lichkeiten seiner Alliierten automatisch in ir-
gendein Dilemma hineingezogen zu werden. 
Gleichzeitig mit den französischen Verpflich-
tungen militärischer Art machte der Beschluß 
des Rates die Verpflichtungen aus dem Pakt 
für alle Mitglieder des Völkerbundes rechts-
kräftig. Selbst wenn diese sich in der Praxis 
auf wirtschaftliche Maßnahmen beschränkt fan-
den, erhöhte sich das Risiko, das ein Aggressor 
auf sich nahm, beträchtlich und schreckte ihn 
wirksam ab.
Mit Locarno schien dieses System vollkom-
men zu sein. Der Irrtum lag in der Annahme, 
es besitze soviel Kraft, daß Konzessionen an 
die ehemaligen Besiegten, besonders an 
Deutschland, unnötig seien, Konzessionen, die 
Vorortverträgen festgelegten allgemeinen Ab-
das Mißverhältnis zwischen der in den Pariser 
rüstung und der überwältigenden militärischen 
Überlegenheit Frankreichs und seiner Ver-
bündeten gemildert hätten. Von dieser Un-
nachgiebigkeit bezog Deutschland die mora-
lische Rückenstärkung, die einzig die Stel-
lung Frankreichs während der langen und 
erbitterten Debatten der Abrüstungskoferenz 
seit dem 2. Februar 1932 in Genf schwächte, 
nachdem die vorbereitende Kommission für 
Abrüstungsfragen sieben Jahre lang getagt 
hatte.
Nach dem Jahre 1931, als Frankreich eine 
Überlegenheit von Fall zu Fall besaß, hatte 
der Tardieu-Plan, der eine glatt« ousforde-
rung war, keinen ernsthaften Verhandlungs-
versuch beabsichtigt. Am 11. Dezember 1932 
erkannte schließlich Frankre: das Prinzip 
der „Rechtsgleichheit" für Rüstungsfragen zwi-
schen allen Mächten an.
Eine andere schicksalsschwere Entseeidung 
von überragender Bedeutung stammt aus dem 
Jahre 1932: Im Juli endete die Konferenz von 
Lausanne mit der Streichung der Reparationen, 
die mehr als zehn Jahre so schwer das deutsch-
französische Verhältnis belastet hatten.

Hitler kam an die Macht, nachdem beide Ent-
scheidungen, das Ende der Reparationen und 
die Anerkennung des gleichen Rechtes auf 
dem Gebiete der Rüstung, gerade gefallen 
waren. Selbstverständlich sollten sie einen 
Konflikt zwischen Deutschland und Frank-
reich verhindern. Am 19. Oktober 1933 
verließ Hitler dann den Völkerbund. Er 
glaubte, wie er viel später sagte, das kühnste 
aller seiner bisherigen Unternehmen gewagt 
zu haben. Welch ungeheuerliche Herausforde-
rung er damit in die Welt schleuderte, wußte 
er selbst besser als die, die sie schließlich 
schluckten. Indem er der internationalen Ge-
meinschaft den Rücken kehrte, trat er Recht, 
Gesetz und alle Verpflichtungen mit Füßen. 
Den Völkerbund verlassen, hieß tatsächlich, 
alle Verträge zerreißen und kein anderes Ge-
setz mehr anerkennen als das der Gewalt.
Hitlers Erfolge reizten seinen Appetit und 
steigerten seine Begierde, die niemals zu be-
friedigen war. Er vermochte nicht, sich Schran-
ken zu setzen. Er wollte nicht wahrhaben, 
daß Politik die Kunst des Möglichen ist. Weit 
davon entfernt innezuhalten, um die Früchte 
seiner Siege zu genießen, ließ er sich hem-
mungslos fortreißen.
Bismarck zitierte gern und oft die Fabeln von 
Lafontaine. „Der kranke Mann am Bosporus", 
der von den Großmächten ausgeplündert wur-
de, erinnerte ihn an „den Mann mit zwei Mä-
tressen". Alle beide wollen ihm gefallen. Es 
handelt sich dabei um eine junge und eine 
ältere Witwe, die ihn umschmeicheln und ver-
wöhnen. Oft frisieren sie ihm das Haupt. Die 
Alte zuft ihm dann die schwarz gebliebenen 
Haare aus, damit er besser zu ihr passe; 
die junge dagegen rupft ihm die grauen aus, 
damit er jünger aussehe. Beide bringen es 
schließlich dahin, daß der Arme glatzköpfig 
wird.
Bei Hitler hätte man den „Wolf" von Lafon-
taine zitieren können, der vier schöne Wesen 
zu seiner Verfügung hatte, womit er für Wo-
chen seinen Hunger hatte stillen können: 
einen Damhirsch, einen Pfau, einen Eber und 
einen Jäger. Er will aber schließlich auch noch 
die Bogensaite des Jägers auffressen. Des-
halb stürzt er sich auf die Armbrust, die sich 
plötzlich entspannt und ihm den Pfeil ins Ge-
därm bohrt. „Das war des Guten zuviel“, sagte 
der Dichter, „aber was kann schon die Be-
gierde eines Eroberers stillen?"
Nach dem Anschluß Österreichs ließ die Welt 
zu, daß Hitler die Tschechoslowakei nieder-
hielt und zerstückelte. Er lebte noch im Wahn, 
seinem Schicksal entgehen und sich jeder not-



wendigen Fessel entziehen zu können. Er wei-
gerte sich, an die Logik der Dinge und Hand-
lungen zu glauben. Der unbeugsame Wille 
Hitlers, besessen von der Idee einer „dyna-
mischen Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte", hat seiner Politik einen unerbitt-
lichen Antrieb verschafft. Indessen präsen-
tiert sich sein leidenschaftlicher Herrschafts-
traum in klug abgemessenen Schritten. Er 
weiß eine kühl berechnete Vorwärtsbewegung 
in Gang zu halten. Jede Etappe, isoliert be-
trachtet, schien den andern nicht wichtig oder 
aufregend genug, um das Risiko eines Krieges 
wert zu sein.
Am 7. März 1936 wurde die durch Versailles 
entmilitarisierte Zone des Rheinlandes besetzt; 
deutsche Truppen marschierten nach Essen und 
Köln. Das war die letzte Gelegenheit, dem 
Diktator Einhalt zu gebieten; abei Frankreich 
stand am Vorabend von Parlamentswahlen. 
Seine militärischen Führer erklärten, man 
müsse die allgemeine Mobilmachung verkün-
den, wenn man gegen Deutschland mobil 
machen wolle, und das hätte nun wirklichen 
Krieg bedeutet. Frankreich hatte nicht die 
Kraft, sich allein dazu durchzuringen, nicht 
ohne England und Belgien. Alle waren ein-
mi j für den Frieden. Auch die Locarno-
Mächte, die Garanten der entmili arisierten 
Zone, wie der Rat des Völkerbundes wiesen 
jeden Gedanken an militärische Maßnahmen 
zurück Man beschloß eben, nmts z tun.
Im übrigen muß man anerkennen, daß Frank-
reich für die Rechtlertigung einer Interven-
tion sich in einer außerordentlich ungünstigen 
Lage befand; denn von einer Verletzung sei-
nes Staatsgebietes konnte keine Rede sein. Es 
handelte sich nur um die Verletzung eines 
Vertrages, an dessen Wert niemand mehr 
glaubte.
Aber am 7 März 1936 änderten sich alle 
Verhältnisse Am 16. März wurde Charles-
Roux, der Botschalter am Vatikan, vor. Papst 
Pius XL in Privataudienz empfangen. Natür-
lich kam das Gespräch bald auf die internatio-
nale Krise. „.Wenn Sie sofort 200 000 Mann 
in die von den Deutschen wiederbesetzte Zone 
hätten einmarschieren lassen, hätten Sie der 
Menschheit einen unschätzbaren Dienst er-
wiesen , sagte zu mir der Hl. Vater. Ich ant-
wortete ihm, wir hätten es nur aus Friedens-
liebe nicht getan. ,Ja’, — erwiderte er — ,das 

ist von Ihnen aus gesehen verdienstlich. 
Und außerdem haben Sie ohne Zweifel damit 
gerechnet, daß Ihnen die Engländer nicht fol-
gen würden, und noch weniger die Italiener. 
Aber, ich sage es noch einmal, Sie hätten der 
Menschheit einen unschätzbaren Dienst er-
wiesen! Das ist für Sie gewiß eine unerwartete 
Meinung von einem Manne, den Maurras als 
Germanophilen apostrophiert hat.' — Der 
Papst sagte mir ferner, er bezweifle nicht, daß 
Deutschland unentwegt neue Vorstöße nach 
allen Seiten hin unternehmen werde, wo es 
etwas wiederzugewinnen oder dazuzuerwer-
ben hoffen könne. Er erwähnte Danzig, Memel, 
den Polnischen Korridor, Österreich und die 
deutschsprachigen Gebiete der Tschechoslowa-
kei. Allein die Reihenfolge und die Termine 
dieser Vorstöße seien nicht vorauszusehen. 
Aber wenn man auch nicht vorhersagen könne, 
womit Deutschland beginnen und in welcher 
Reihenfolge es fortfahren werde, so müsse 
man doch damit rechnen, daß es keines dieser 
Ziele auslasse. Der Hl. Vater persönlich 
glaubte allerdings, das Reich werde mit dem 
Anschluß Österreichs anfangen.“
Wenn auch Frankreich seine Verteidigungs-
kraft behalten oder sogar verstärkt oder — 
besser — nur an die Verstärkung geglaubt 
hatte, so verfügte es nach der deutschen Wie-
derbesetzung des Rheinlandes tatsächlich nicht 
mehr über die Mittel, die ihm bis dahin seine 
strategische Position gegenüber dem Ruhrge-
biet gesichert hatte, und es besaß nicht mehr 
die Möglichkeit, die kollektiven Verpflichtun-
gen des Paktes auszulösen.
Künftig besaß Frankreich mit seiner politi-
schen Linie nicht mehr die Kennzeichen einer 
Großmacht. Es führte keine eigene Außenpoli-
tik mehr und ließ sich willfährig von Groß-
britannien ins Schlepptau nehmen, auf das es 
sich für den Fall eines deutschen Angriffs in 
zunehmendem Maße verlassen mußte.
Unterdessen ging Hitler, weil er seiner Sache 
sicher war, so rasch wie möglich zu Werke. 
Im Jahre 1938 erlangte das Reich eine beträcht-
liche Vergrößerung seines Staatsgebietes. 
Warum aber zeigte Hitler soviel Hast, wo er 
doch so schnell soviel erreicht hatte? Nach der 
tast ans Wunder grenzenden Besetzung des 
Sudetenlandes gönnte er sich keine Ruhepause, 
sondern drängte ohne Aufschub zur nächsten 
Unternehmung.



Sechs Monate nach dem Münchener Abkom-
men waren die Besetzung Prags und die An-
nexion der „Tschechei“ für die Signatarmächte 
ein Schlag ins Gesicht Wie sollte man sich 
Hitlers ungeheuerliche Verblendung erklären, 
die an Wahnsinn grenzte? War alles mit dem 
Ziel geschehen, sich auch Polen einzu verlei-
ben, das, wie Göring einmal Mussolini anver-
traute, nur von zwei Fronten her angegriffen 
werden könnte?
Der strategische Vorteil, der aus der Annexion 
der Tschechei für das Reich entstanden war, 
wurde weitgehend schon durch den erschrek-
kenden Eindruck zunichte gemacht, den eine 
solche Tat in der Welt hervorrief Hitler hatte 
diese Reaktion der Weltöffentlichkeit nicht 
erwartet und schien wirklich überrascht zu 
sein. Hatte er sich von der Enttäuschung hin-
reißen lassen, daß Chamberlain ihn nun beim 
Wort nahm und er keinen netten Blumen-
krieg mehr gegen die Tschechoslowakei hatte 
führen können? War er der Gefangene seiner 
typisch osterreichisch-pangermanischen Leiden-
schaften, in denen ein unversöhnlicher Natio-
nalitätenkampf gegen die Tschechen eine 
wichtige Rolle spielte; gegen die Tschechen, 
die man haßte, verachtete und überdies als 
Objekte der deutschen Regierungsgewalt be-
trachtete? Konnte er wirklich nicht begreifen, 
daß die Unterwerfung der Tschechen eine ganz 
andere Sache war als die Politik des „Heim-
ins-Reich"?
Indem Hitler die Tschechoslowakei vollstän-
dig zerstörte, gedachte er seine Macht zu ver-
mehren. Er hatte nicht der Versuchung wider-
stehen können, die Uneinigkeit Europas bis 
zum letzten für sich auszunutzen. Nachdem er 
hoch und heilig erklärt hatte, die Epoche seiner 
Überraschungen sei vorüber, hatte seine Ge-
waltpolitik nun jegliches Vertrauen zerstört. 
Im Dezember 1933 hatte die „Times" ver-
sichert, dieser Staatsmann sei bekannt dafür, 
daß er stets sein Wort gehalten habe. Die Welt 
hatte sich inzwischen daran gewöhnt, daß er 
die Verträge, die von seinen Vorgängern im 
Regierungsamt unterzeichnet waren, als un-
gültig betrachtete. Man gab aber seinen Ver-
sprechungen um so mehr Gewicht, als er sie in 
seinem eigenen Namen machte. Nun stellte 
sich heraus, daß Versprechungen für ihn nur 
von taktischem Wert für den Augenblick wa-
ren und daß in seinen Augen Verträge über-

haupt nicht zählten. Die Enttäuschung darüber 
war katastrophal. Ohne utopischen Vorstel-
lungen anzuhängen, wie gewisse seinei poli-
tischen Gegner, die zu gleicher Zeit die all-
gemeine Wehrpflicht ablehnten und eine kraft-
volle Politik gegenüber den Diktaturen for-
derten, bewahrte Chamberlain zur gleichen 
Zeit die Illusion, daß ihm gegebene Ver-
sprechen gehalten würden und daß ein Ver-
trag ein Vertrag sei: „Man konnte Hitler 
vertrauen, wenn er einmal sein Wort gegeben 
hatte!"

Nach der Besetzung Prags allerdings machte 
sich Chamberlain zum Dolmetsch der nun ent-
schiedenen und unnachgiebigen Meinung, die 
künftig in Großbritannen herrschte; er über-
nahm, ohne noch länger zu zögern, die Lei-
tung aller diplomatischen Anstrengungen, die 
den Weg zu weiteren skrupellosen Erobe-
rungen Hitlers sperren sollten. „Der Über-
fall auf Prag hat alles geändert", erklärte Lord 
Halifax dem Botschafter des Reiches. „Wo 
wird Deutschland haltmachen, und wird es je-
mals haltmachen?" — Nur durch eindeutige 
Festigkeit konnten die Weltmächte einige 
Hoffnung haben, Hitler in Schranken zu halten. 

Die Chancen der Verhandlungen, die Polen 
zu Konzessionen veranlassen oder es wenig-
stens von den Westmächten isolieren sollten, 
waren plötzlich durch die Prager Affäre zu-
nichte geworden. Nun hatte Polen sowohl 
Frankreich als auch Großbritannien mit der bru-
talen Durchsetzung seiner Ansprüche auf Te-
schen verärgert, die es in München gegenüber 
der Tschechoslowakei angemeldet hatte. Wenn 
der Handstreich auf Prag nicht sogar während 
der Verhandlungen mit Warschau ausgeführt 
worden wäre, hätte es selbst bei den West-
mächten nicht an Leuten gefehlt, die die Rück-
kehr Danzigs zum Reich nicht nur zugelassen, 
sondern als recht und billig erklärt hätten. Dan-
zig war nämlich eine deutsche Stadt, die eine 
sehr umstrittene Klausel des Versailler Ver-
trags zu einer „Freien Stadt" erklärt hatte, weil 
sie als deutsche Stadt nicht polnisch werden 
durfte. Mit seinen 300 000 Einwohnern schien 
dieser Freistaat, der nicht Polen angegliedert 
wurde, gering gegenüber den 3,5 Millionen 
Sudetendeutschen zu zählen, die man vom 
tschechoslowakischen Staat abgetrennt hatte. 
Bei Danzig handelte es sich nicht um Gebiete, 



die wie Österreich und das Sudetenland vor-
her nicht Teile Vorkriegsdeutschlands waren. 
Hier ging es um unbestreitbar deutsches Ge-
biet, um jahrhundertealten preußischen Besitz, 
von dem man sagen konnte, nicht Hitler for-
dere es in seinem Ehrgeiz, sondern seine Be-
völkerung selbst wolle wieder deutsch wer-
den und folgte deshalb willig den National-
sozialisten, denen Polen mit Bedacht alle Be-
wegungsfreiheit im Danziger Mikrokosmos 
gelassen hatte.
Die Fragen Danzigs und der exterritorialen 
Verkehrsverbindungen durch den Korridor wa-
ren erst drei Wochen nach der Konferenz von 
München aufgeworfen worden, und zwar in 
der freundschaftlichen Weise, wie es sich zwi-
schen zwei Mächten gehört, die seit Januar 
1934 durch einen Freundschaftspakt verbun-
den waren, dessen Dauer mit einer Garantie 
der deutsch-polnischen Grenzen auf 25 Jahre 
hätte erweitert werden können, wie Ribben-
trop erklärte. Man sparte nicht mit Anstren-
gungen, um die Polen für sich zu gewinnen. 
Hitler, der den 33 Millionen Polen das Recht 
auf einen Zugang zum Meer zuerkannt hatte, 
verzichtete feierlich auf den „Korridor" und 
begnügte sich mit einer exterritorialen Auto-
bahn und einem Schienenweg in einer Breite 
von 30 Metern durch wenigstens 50 Kilometer 
polnisches Gebiet. Wirtschaftlich sollte Danzig 
bei Polen bleiben. Wenn die Polen nur ver-
nünftig wärenI Man sprach ihnen von der 
Ukraine, man blickte mit ihnen auf ferne Lö-
sungen, wobei sie am Traum einer Expansion 
nach Osten teilhaben sollten! Aber die Ukraine 
war weder heute noch morgen für sie be-
stimmt.

Obwohl die polnische Antwort auf die Vor-
schläge vom Oktober 1938 völlig negativ aus-
fiel, wurden die Besprechungen weitergeführt. 
Man blieb ruhig; man überstürzte nichts.

Im September 1938 war der Bogen bis zum 
Bersten gespannt: diesmal sollte er zerbre-
chen! Nach dem großen Handstreich auf Prag 
war kein Zweifel mehr, daß Polen stand-
haft blieb. „Wenn wir heute in einem ein-
zigen Punkte nachgäben, würden automatisch 
andere Forderungen folgen," erklärte Szem-
bek, der derzeitige Staatssekretär des Äuße-
ren. Am 24. März vrersicherte ihm sein Mini-

ster, Oberst Beck: „Es gibt ein polnisches Bis-
hierher-und-nicht-weiter. Es ist sehr einfach: 
Wir werden uns schlagen. Polen ist keiner 
der östlichen Staaten, die gestatten, daß man 
ihnen Gesetze diktiert.* — Deutschland hatte 
jedes Maß verloren: „Wenn es einer entschie-
denen Haltung begegnet — was ihm noch 
niemals passiert ist —, wird es vielleicht das 
Maß wiederfinden.'

Hitler bildete sich ein, Warschau werde schließ-
lich nachgeben, wenn es Angst bekomme. „Die 
Polen sind keine Tschechen", erklärte Szembek 
dem deutschen Botschafter. „Es ist ein Irrtum, 
zu glauben, sie gingen nicht weiter als die 
Tschechen. Die Polen sind keine vernünftigen 
Utilitaristen wie die Tschechen, die als über-
legende, listige, aber niemals kühne Hand-
werker handeln. Die Polen besitzen ein Gran 
an Verrücktheit. Sie lieben den Ruhm, sie 
fürchten nicht die blutige Schlacht, sie halten 
nicht immer Maß. Um der Ehre willen ent-
flammen sie leicht wie Schießpulver. Um Dan-
zig Krieg zu führen, sind sie durchaus bereit. 
Sie werden der motorisierten Wucht der deut-
schen Armee die Gewandtheit und Tapferkeit 
ihrer Kavallerie entgegen werfen. Marschall 
Smygly-Rydz erklärte am 4. April, Deutsch-
land sei nicht genügend für einen großen Krieg 
gerüstet. Oberst Beck stellte noch am 21. Au-
gust die günstige militärische Situation Polens 
heraus. Man zweifelte in Warschau nicht dar-
an, daß dem deutschen Angriff der allgemeine 
Krieg folgen werde.

Hitler glaubte, nach Osten marschieren zu kön-
nen, ohne Großbritannien und Frankreich 
fürchten zu müssen. Im August 1939 äußerte 
er dem Grafen Ciano gegenüber seine Über-
zeugung, daß die westlichen Demokratien auf 
keinen Fall in einen allgemeinen Krieg ein-
treten würden. Besonders nach Abschluß des 
deutsch-sowjetischen Pakts glaubte er, daß 
sie es nicht wagten, zu intervenieren. Wenn 
sie sich trotzdem in den Krieg stürzten, wäre 
ihnen die Niederlage sicher.

Ohne die Sowjetunion und die USA, deren 
Gewicht fünf Jahre nach dem Zusammenbruch 
Frankreichs im Jahre 1945 so entscheidend den 
Krieg hat beenden helfen, waren die Streit-
kräfte der westlichen Demokratien tatsächlich 
nicht so furchterregend. Ihre Kriegsmarine war 



1939 — wie Lord Strong bemerkt hat — kaum 
stärker als die Japans, Italiens und Deutsch-
lands zusammengenommen, und ihr strategi-
scher Nachteil gegenüber Japan war eklatant 
Die Luftwaffe Deutschlands und Italiens wai 
fast doppelt so stark wie die französische und 
englische.
Auf jeden Fall sollte Polen in einigen Wochen 
»liquidiert* werden, selbst wenn der Krieg 
nicht nur mit Polen, sondern auch mit den 
Westmächten begönne: wie könnten auch 
schon Frankreich und England Polen wirklich 

zu Hilfe kommen? Und dann, wenn das 
Schicksal Polens bereits besiegelt war, könnte 
es sich keineswegs auf einer Friedenskonfe-
renz präsentieren.

In den letzten Friedenstagen konnte man bei 
Hitler immerhin ein gewisses Zaudern ent-
decken. ja selbst einige Verwirrung. Das selt-
same Hin und Her seiner Politik Ende August 
19.39 ist wohl wesentlich durch seine Hoffnung 
zu erklären, Großbritannien könne durch diplo-
matische Mittel dazu gebracht werden, doch 
noch in dem Konflikt neutral zu bleiben.



Walther Hofer

Das „weltpolitische Dreieck Berlin - Rom - Tokio" 
und die Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges

Deutschland war nicht das einzige und auch 
nicht das erste Land, das erobernd aus dem 
Status quo ausbrach, wie er durch die Ver-
träge nach dem Ersten Weltkrieg geschaffen 
worden war, und das sich vom System der 
kollektiven Sicherheit abwandte, wie es der 
Völkerbund zu bewerkstelligen versucht hatte. 
Die neue imperialistische Welle wurde viel-
mehr durch die Großmacht des Fernen Ostens 
eröffnet, durch Japan. 1931 ging es zum unpro-
vozierten Angriff auf China über, entriß ihm 
die Mandschurei und machte daraus den Satel-
litenstaat Mandschukuo. Die Folge war ein 
schwerer Konflikt mit dem Völkerbund; denn 
aus ihrem Wesen heraus konnte diese erste 
Weltfriedensorganisation keine Besitzerweite-
rung auf Grund von Gewaltanwendung aner-
kennen. Entscheidend für die weitere Entwick-
lung der internationalen Beziehungen wurde 
nun aber, daß der Völkerbund sich nur zu 
einer moralischen und juristischen Verurtei-
lung des Angreifers aufzuraffen vermochte, 
nicht aber zu irgendeiner wirksamen macht-
politischen, wirtschaftlichen oder gar militäri-
schen Aktion. Unbeeindruckt von solchen völ-
kerrechtlichen und moralischen Verdikten 
schritt Japan auf dem Wege weiter, den es 
einmal eingeschlagen hatte. Es zog auch in-
sofern die Konsequenzen aus dem Streit mit 
dem Völkerbund, als es im Frühjahr 1933 als 
erste Großmacht aus dieser Organisation aus-
trat 1937 entlud sich dann der japanisch-
chinesische Gegensatz in einem offenen Krieg, 
als das darniederliegende Reich der Mitte in 
Tschiangkaischek einen nationalen Einiger und 
Vorkämpfer fand. Als Hitler den Krieg in 
Europa entfesselte, war der ostasiatische Krieg 
schon über zwei Jahre im Gange. 1941 sollte 
er dann, nach dem Überfall der Japaner auf 
Pearl Harbor, mit dem allgemeinen Kriegs-
geschehen zusammenwachsen, das wir Zwei-
ten Weltkrieg nennen.

Aber auch das faschistische Italien, das unter 
der Führung Mussolinis von einer Erneuerung

Vorabdruck mit freundlicher Genehmigung des S. 
Fischer Verlages, Frankfurt, aus der in Kürze er-
scheinenden Neubearbeitung des Buches „Die Ent-
fesselung des zweiten Weltkrieges". 

der einstigen Größe Roms zu träumen begann, 
wandte sich gegen die „alte Ordnung", als es 
1935 Abessinien mit Heeresmacht überfiel. Um 
die Mitte der dreißiger Jahre wird es deutlich, 
daß die Weltpolitik einer neuen großen Krise 
zusteuert. Im selben Jahr, 1935, werden von 
den Regierungen der drei Staaten, die sich 
gegen die bestehende Ordnung wenden, fol-
genschwere Entschlüsse gefaßt, die unheil-
drohend auf eine wenig friedliche Zukunft 
hinweisen: Deutschland führt die allgemeine 
Wehrpflicht ein und befreit sich damit ein-
seitig von einer der grundlegenden Bestim-
mungen des Versailler Vertrages; Japan kün-
digt die Flottenabkommen von Washington, 
womit die Zeit der Rüstungsbeschränkung im 
Pazifik zu Ende ist, und Italien überfällt das 
afrikanische Imperium des Haile Selassie. 
Diese Entschlüsse bedeuten, daß die drei 
Mächte Japan, Italien und Deutschland end-
gültig aus der Ordnung ausgebrochen sind, 
wie sie durch Friedensverträge, Völkerbunds-
satzung und Rüstungsabkommen nach dem 
Ersten Weltkrieg mühsam aufgerichtet wor-
den ist. Es ist nur folgerichtig, wenn diese drei 
Mächte von da an darauf hintendieren, sich 
enger zusammenzuschließen und ihre neoim-
perialistische Außenpolitik zu koordinieren. 
Die entsprechenden Resultate sind zwar zu-
nächst eher mager. Der 1936 zwischen Deutsch-
land und Japan und 1937 zwischen diesen 
beiden Mächten und Italien abgeschlossene 
sogenannte Antikominternpakt ist eher ein 
ideologisches und propagandistisches Instru-
ment und kein Vertrag über eine wirkliche 
Koordinierung der außenpolitischen Bestre-
bungen, geschweige denn eine Allianz. Aber 
er bildet doch den Auftakt für das militäri-
sche Bündnis, das im Frühjahr 1939 zunächst 
nur zwischen Deutschland und Italien zustan-
dekommt, die sich seit 1937 in der „Achse 
Rom—Berlin" zusammengefunden hatten, wäh-
rend das von Hitler und Ribbentrop anvisierte 
„weltpolitische Dreieck Berlin—Rom—Tokio' 
sich erst im Herbst 1940 verwirklichen läßt, 
als Folge der durch die spektakulären Siege 
der deutschen Wehrmacht in Europa völlig 
umgestürzten weltpolitischen Machtverhält-
nisse.



In diesem sogenannten Dreimächtepakt von 
1940 kommt zum Ausdruck, wie die Bündnis-
partner Deutschlands in ganz ähnlichem Sinne 
versucht haben, ihre Expansions- und Erobe-
rungspolitik auf eine entsprechende „Groß-
raumkonzeption" zu gründen. Noch bevor man 
in Deutschland von einem in Europa zu er-
richtenden Großraum unter deutscher Führung 
offiziell zu sprechen und zu schreiben begann, 
verkündeten die Japaner das außenpolitische 
Programm einer von Japan zu organisierenden 
und zu führenden „ostasiatischen Wohlstands-
sphäre“. Und ganz ähnlich wie anschließend 
in Deutschland versuchten sie den Einfluß 
fremder Mächte schon von vornherein auszu-
schalten, indem sie ein Interventionsverbot 
proklamierten, das sich unter ausdrücklicher 
Nennung der Monroe-Doktrin ebenfalls in 
erster Linie gegen die USA richtete. Dieser 
Führungsanspruch Japans zur „Schaffung einer 
neuen Ordnung im großostasiatischen Raum" 
wurde dann von den beiden europäischen 
Achsenmächten im Dreimächtepakt ausdrück-
lich anerkannt.
Die neoimperialistische Konzeption des italie-
nischen Faschismus nährte sich, wie schon an-
gedeutet, von der historischen Reminiszenz 
des antiken Römerreiches. Damit war grund-
sätzlich proklamiert, daß das neue italienische 
Imperium faschistischer Prägung ein Mittel-
meerreich sein würde. Mussolini wollte aus 
dem Mittelmeer ein „mare nostro" machen, 
ein italienisches Meer, wobei er sich indessen 
völlig klar darüber war, daß es vorläufig noch 
ein britisches und auch französisches Meer 
war. Die britische Flotte war machtpolitisch 
die beherrschende Tatsache, und die Engländer 
saßen nach wie vor an den Zu- und Ausgän-

Machtverhältnisse zog es Mussolini vor, wei-
chere Stellen im machtpolitischen Gefüge der 
Welt abzutasten, und so wurde er auf den 
Weg nach Abessinien geführt. Dies bedeu-
tete aber eine Rückkehr zu den kolonialen 
Zielen des italienischen Imperialismus vor 

dessen auch dem Ausbau der Mittelmeer-
positionen, indem er den spanischen Bürger-

vention benutzte. Daß seine Früchte auch 
hier, angesichts des von Franco verkörper-
ten spanischen Nationalismus, nicht reifen 
würden, hat er wohl nicht vorausgesehen, 
und es muß für ihn auch eine arge Ent-
täuschung gewesen sein. Aber diese Entwick-
lung führt schon in den Zweiten Weltkrieg 
hinein, ebenso die seit 1938 erhobenen Forde-

rungen auf nordafrikanisches Gebiet, das sich 
in französischem Besitz befand, sowie auf 
Korsika und Nizza. Nach der überraschenden 
Niederlage Frankreichs im Jahre 1940 sah 
Mussolini seine Stunde gekommen, und er 
mochte glauben, daß es nur noch eine Frage 
der Zeit sei, bis er die französischen und 
schließlich auch die britischen Positionen im 
Mittelmeer und um das Mittelmeer erben 
könnte. Dieser italienische Erbanspruch wurde 
denn auch entsprechend im Dreimächtepakt 
anerkannt.
Welche Rolle spielten nun diese italienischen 
und japanischen machtpolitischen Aspiratio-
nen und militärischen Aktionen am Zustan-
dekommen des Zweiten Weltkrieges? Ist es 
wirklich so, daß nach 1935 eben allmählich 
eine Weltkriegssituation entstanden ist, die 
praktisch ganz von selbst in einem entspre-
chenden kriegerischen Geschehen sich ent-
laden mußte? Ist es infolgedessen relativ 
unwichtig, wann und wo dieser Weltkrieg 
„ausbrach", da er ohnehin zum Ausbruch 
gekommen wäre? Ist die Weltpolitik tatsäch-
lich zu einer „allgemeinen Kriegsreife* ge-
diehen, die einen Weltkrieg geradezu unver-
meidlich machte? Und schließlich die für unsere 
Problemstellung entscheidende Frage: Wird 
dadurch das nationalsozialistische Deutsch-
land nicht wesentlich von der Verantwortung 
entlastet, den Krieg von 1939 „entfesselt* zu 
haben? Von der Beantwortung dieser Fragen 
hängt offensichtlich viel ab für die Vertei-
lung von Schuld und Verantwortung der ein-
zelnen Mächte und Regierungen am Zweiten 
Weltkrieg.
Zunächst ist durch die chronologische Dar-
stellung der Dinge wohl deutlich geworden, 

das nach dem Ersten Weltkrieg und den ihm 
folgenden Friedensschlüssen als erste Groß-
macht konsequent den Weg der Gewaltan-
wendung in seiner Außenpolitik beschritten 
hat. Es hat sozusagen „den Bann gebrochen“ 
und vor allem bewiesen, daß man die Kon-

wenn man nur eisern den einmal eingeschla-
genen Weg weiterverfolgte. Es hat weiter 

großes Risiko die ganze Welt, samt allen 
Großmächten, herausfordern konnte und daß 
sich Gewaltanwendung durchaus bezahlt 
machte. Das Versagen des Völkerbundes als 
Weltorganisation der kollektiven Sicherheit 
und zur Aufrechterhaltung des territorialen 
Status quo bei dieser ersten wirklichen Zer-
reißprobe darf in seinen verhängnisvollen 



Konsequenzen keineswegs gering eingeschätzt 
oder gar übersehen werden. Zweifellos ha-
ben andere Mächte bzw. Diktatoren Mut ge-
faßt für die Verwirklichung eigener imperi-
alistischer Ziele, als sie die Ohnmacht des 
Völkerbundes gegenüber dieser Herausforde-
rung sehen mußten. Man weiß, daß etwa 
Hitler seine wenig schmeichelhafte Meinung 
von den Japanern sofort zu ändern begann, 
und zwar grundlegend, als er sah, wie die 
Großmacht des Fernen Ostens mit dem Völ-
kerbund und mit der ganzen Staatenwelt und 
der sogenannten öffentlichen Weltmeinung 
umsprang. So etwas imponierte ihm unwider-
stehlich. In seinem politischen Kalkül, das von 
moralischen Hemmungen und völkerrechtli-
chen Bedenken völlig frei war, ist der Völker-
bund von da an als Potenz erledigt gewesen. 
Es ist also nicht zu bestreiten, daß Japan, als 
es mit dieser neoimperialistischen Politik 
voranging, sozusagen ein schlechtes Beispiel 
abgegeben hat.

Ähnliches kann, mutatis mutandis, vom italie-
nischen Überfall auf Abessinien und dessen 
erfolgreicher Eroberung gesagt werden. Zu-
dem hat die italienische Aggressionspolitik, 
viel stärker als dies für das japanische Vor-
gehen gilt, dazu geführt, daß Hitler die macht-
politische und strategische Position seines 
Landes stark verbessern konnte, und zwar 
durchaus im Sinne einer entsprechenden Vor-
bereitung seiner eigenen Expansionspolitik. 
Die italienische Politik hat also den macht-
politischen Aufstieg Deutschlands in unmittel-
barer Weise gefördert. Noch im Frühjahr 
1935, nach der überraschenden Wiederein-
führung der allgemeinen Wehrpflicht, sah sich 
Deutschland isoliert den vereinigten Sieger-
mächten des Weltkrieges gegenüber, die sich 
in der sogenannten Front von Stresa gefun-
den hatten, indem sie den einseitigen Ver-
tragsbruch Deutschlands in scharfen Worten 
verurteilten. Aber bereits ein knappes Jahr 
später hatte sich die machtpolitische und inter-
nationale Position Deutschlands stark ver-
bessert, als Folge der italienischen Aggres-
sionspolitik und der Gegenmaßnahmen des 
Völkerbundes bzw. der Westmächte. Das Vor-
gehen des von England und Frankreich diri-
gierten Völkerbundes war nämlich im Falle 
der italienischen Aggression in Ostafrika in-
sofern schärfer als im Falle der japanischen 
Aggression im Fernen Osten, als immerhin 
Sanktionen, wenn auch recht lahme und im 
Endeffekt unwirksame, gegen Italien zustande 
kamen: zu wenig, um Mussolini an der Er-
oberung Abessiniens zu hindern, aber doch 

zu viel, um einen Bruch Italiens mit den 
Westmächten zu vermeiden. Hitler nützte die 
Spannung zwischen diesen Staaten, die ja 
Deutschlands Partner im Locarno-Vertrag wa-
ren, geschickt aus, um das Rheinland zu 
militarisieren und damit diesen Vertrag, den 
man den wirklichen Friedensvertrag des Er-
sten Weltkrieges genannt hat, zu brechen. 
Die Remilitarisierung des Rheinlandes kam 
einer grundlegenden Verbesserung der stra-
tegischen Lage Deutschlands und recht eigent-
lich einer Revolutionierung der militärpoliti-
schen Verhältnisse Europas gleich, wie sie 
vorher bestanden hatten. Damit ist zugleich 
gesagt, daß sich die militärische Position 
Frankreichs entsprechend verschlechterte, in-
dem ein wesentlicher Pfeiler des nach dem 
Ersten Weltkrieg aufgebauten französischen 
Sicherheitssystem damit eingestürzt war — 
und dies, ohne daß ernsthafte Gegenmaßnah-
men der andern Locarnomächte, insbeson-
dere natürlich Frankreichs und auch Englands, 
erfolgt wären. Doch von der Politik der West-
mächte soll jetzt noch nicht die Rede sein. 
Verfolgen wir vielmehr die Linie der auf-
geworfenen Fragen weiter.

Es kann nicht bestritten werden, daß die 
italienische Aggressionspolitik zu einem regel-
rechten «renversement des alliances» geführt 
hat: die Siegerkoalition aus dem Ersten Welt-
krieg zerfiel endgültig und die Achse Rom-
Berlin begann zu entstehen. Sie hängt also 
eng mit dem Krieg in Abessinien und dem 
daraus entstehenden Konflikt Italiens mit 
dem Völkerbund zusammen. Auch Italien 
trat übrigens, im Jahr 1937, aus dieser Orga-
nisation aus, ebenso folgerichtig wie Japan, 
wenn auch sichtlich mit mehr Hemmungen. 
Es hatte sich gegen dieselbe Ordnung ver-
gangen.
Die deutsch-italienische Kooperation verstärk-
te sich dann rasch durch die gemeinsame 
Intervention im spanischen Bürgerkrieg zu-
gunsten der Aufständischen. Der spanische 
Bürgerkrieg bewirkte indessen nicht nur eine 
Intensivierung der deutsch-italienischen Zu-
sammenarbeit; er führte auch dazu, daß Italien 
mehr und mehr seine Handlungsfreiheit gegen-
über Deutschland verlor. Dies sollte sich zei-
gen, als Hitler sich 1938 an die Lösung des 
„österreichischen Problems“ machte, so wie 
er es sah. Hatte Mussolini 1934, beim ersten 
mißglückten Versuch einer nationalsozialisti-
schen Machtergreifung in Österreich, noch 
eindeutig und scharf gegen Deutschland Stel-
lung bezogen, so mußte er vier Jahre später 
dem Anschluß tatenlos zusehen. Der Gegen-



satz zu den Westmächten erlaubte es ihm 
nicht, selbst wenn er gewollt hätte, gegen 
Deutschland aufzutreten. So erweist sich der 
glatte Anschluß Österreichs auch noch als eine 
Fernwirkung der italienischen Aggressions-
politik. Die Westmächte anderseits waren 
ebenfalls weitgehend paralysiert, aus ana-
logem Grunde wie Italien. Für England kam 
noch hinzu, daß es ein wachsames Auge 
auf die Vorgänge in Ostasien haben mußte. 
Auch die japanische Aggression im Fernen 
Osten, seit Juli 1937 regelrechter Krieg mit 
China, wirkt sich also zugunsten der macht-
politischen Aspirationen Deutschlands aus. 
Man sieht, wie Hitler im Schatten der Welt-
politik operieren konnte, bis er sich dann 
stark genug fühlte, selbst Weltpolitik zu 
machen.
Dieser gezwungenermaßen recht summarische 
Überblick hat doch wohl deutlich werden 
lassen, wie sehr die japanische und die italie-
nische Aggressionspolitik den machtpolitischen 
Aufstieg des nationalsozialistischen Deutsch-
lands und damit die Ziele seiner Außenpo-
litik, direkt oder indirekt, gefördert haben. 
Es kann auch nicht bestritten werden, daß 
es zuerst Japan und dann Italien gewesen 
sind, die den Weg der kriegerischen Aggres-
sion beschritten haben. Trotzdem wäre es 
völlig verfehlt, wenn man behaupten wollte, 
die japanische und die italienische Aggres-
sionspolitik hätten bereits eine potentielle 
Weltkriegssituation in dem Sinne geschaffen, 
daß es nur noch des zündenden Funkens 
bedurfte, um ihn zu entfesseln. Vielmehr ist 
es offensichtlich so gewesen, daß weder der 
japanische noch gar der italienische Neoim-
perialismus jemals zu einem solchen Welt-
krieg geführt hätte, wie er durch Hitlers 
Politik in Europa 1939 ausgelöst wurde. Die 
Geschichtswissenschaft ist schon richtig be-
raten, wenn sie das Kriegsgeschehen, das 
wir .Zweiten Weltkrieg* nennen, 1939 in 
Europa beginnen läßt, und wenn sie die Haupt-
ursache für diesen Krieg in der nationalsozi-
alistischen Außenpolitik sieht. Um die histo-
rische Berechtigung dieser Konzeption zu be-
gründen, seien noch folgende Aspekte zum 
mindesten kurz angedeutet.

Zunächst ist es von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung für die Beurteilung unseres Pro-
blems, wenn man feststellt, wo die verschie-

denen Aggressionsakte stattgefunden haben, 
in welcher Weltgegend die verschiedenen 
Großraumkonzeptionen verwirklicht werden 
sollten. Dabei stellt sich heraus, daß die ja-
panische Aggression sich gegen das zerrissene, 
als einheitlicher Staat kaum mehr bestehende 
chinesische Riesenreich richtete, die italie-
nische gegen den fast einzigen souveränen 
Staat im sonst noch kolonialen Afrika, wäh-
rend die deutsche Aggressionspolitik sich 
mitten in Europa entfaltete. Was heißt das? 
Während das japanische und das italienische 
Vorgehen allenfalls koloniale und handels-
politische Interessen anderer Großmächte be-
rührten, war das deutsche Vorgehen in Europa 
sofort geeignet, vitale Interessen anderer 
Mächte in Mitleidenschaft zu ziehen, d. h. ihre 
eigene Sicherheit zu gefährden. Wegen impe-
rialistischer Interessengegensätze konnten die 
Großmächte zwar heftig aufeinanderstoßen, 
wie die Geschichte der Weltpolitik vor 1914 
gezeigt hat, ein Weltkrieg ist daraus nicht 
entstanden. Dieser hat sich vielmehr an den 
Spannungen innerhalb des europäischen Staa-
tensystems entzündet. Die großen imperia-
listischen Gegner des 19. Jahrhunderts, Eng-
land, Frankreich und Rußland, waren die Ver-
bündeten des Ersten Weltkrieges. Man hat 
keine Veranlassung, die Lage vor dem Zwei-
ten Weltkrieg prinzipiell anders zu beurtei-
len. Im Gegenteil: die Neigung der Kolo-
nien besitzenden Mächte, es wegen koloni-
aler Fragen oder Handelsinteressen auf einen 
großen Krieg ankommen zu lassen, war nach 
dem Ersten Weltkrieg noch viel geringer als 
vor diesem Kriegs Entsprechend sind die ja-
panische und die italienische Aggressions-
politik hinsichtlich ihres weltfriedengefähr-
denden Charakters zu beurteilen: es ist un-
wahrscheinlich, daß wegen ostasiatischen oder 
gar afrikanischen Fragen ein Zweiter Welt-
krieg ausgebrochen wäre. Es hätte allenfalls 
ein pazifischer Krieg oder ein Mittelmeerkon-
flikt daraus entstehen können, mit welch 
letzterem ja gerade Hitler jahrelang so sehr 
gerechnet hat und den er für seine eigenen 
Zwecke auszunutzen gedachte. Aber dieser 
Mittelmeerkonflikt kam nicht. Und das führt 
uns zu einem zweiten Punkt.

Trotz ihrer offensichtlichen Entschlossenheit, 
ein neues imperialistisches Programm zu ver-
wirklichen, sind sowohl Japan wie Italien 



davor zurückgeschreckt, es deswegen auf ei-
nen Kampf mit einer andern Großmacht an-
kommen zu lassen, geschweige denn mit 
mehreren Großmächten. Sie hüteten sich, das 
Risiko eines großen Krieges einzugehen. Im 
Falle der japanischen Aggression gegen China 
wurde immer mehr die Sowjetunion zum 
Hauptgegner dieses neuen Imperialismus. Die-
se Gegnerschaft der beiden Mächte steigerte 
sich in den Jahren 1938 und 1939 zur eigent-
lichen Kriegsgefahr, ja zum unerklärten Grenz-
krieg im Fernen Osten. Aber vor dem Letzten 
sind die Japaner eben doch immer wieder 
zurückgeschreckt. Sie wagten nicht einmal den 
Krieg mit einer Großmacht. Noch peinlicher 
versuchten sie die Gefahr eines kriegerischen 
Zusammenstoßes mit den angelsächsischen 
Mächten zu vermeiden, wenn auch ihre impe-
rialistischen Ziele nicht ohne Berührung und 
Verletzung englischer und amerikanischer 
Interessen erreicht werden konnten. Als sich 
die Möglichkeit eines Militärbündnisses mit 
Deutschland und auch Italien abzeichnete, 
weigerten sich die Japaner standhaft, ihm 
einen umfassenden Charakter zu geben. Sie 
wollten es nur gegen die Sowjetunion gerich-
tet wissen und verlangten ausdrücklich, daß 
den anderen Großmächten, also England, 
Frankreich und auch den USA, entsprechende 
Mitteilung gemacht werde. Anders als Hitler 
wollten die Japaner keinen Pakt abschließen, 
der das Risiko eines allgemeinen Weltkrieges 
heraufbeschwor, ja ihn geradezu anvisierte. 
An dieser grundlegenden Divergenz der Ziele 
ist das Bemühen um den Abschluß einer 
Dreier-Allianz denn auch gescheitert. Als die 
Japaner 1940 dann auf die deutsche Linie 
einschwenkten, hatten sich, wie bereits ange-
deutet, die machtpolitischen Verhältnisse in 
der Welt als Folge der deutschen Siege grund-
legend gewandelt — so urteilte man wenig-
stens in Tokio. Entscheidend ist für unsere 
Problemstellung, daß Japan bis zur Entfes-
selung des Krieges durch Hitler nicht nur 
keine Neigung gezeigt hat, das Risiko eines 
großen Krieges einzugehen, sondern ausge-
sprochen davor zurückgeschreckt ist.

In womöglich noch höherem Grade gilt dies 
für Italien. Mussolini hat zwar schließlich im 
sogenannten Stahlpakt ein unbedingtes Militär-
bündnis mit Deutschland abgeschlossen. Wie 
wenig er indessen letztlich bereit war, die 

Konsequenzen aus dieser Bindung an Deutsch-
land zu ziehen, sollte die Haltung Italiens in 
den Wochen, Tagen und Stunden unmittelbar 
vor Kriegsbeginn zeigen. Italien war nicht 
bereit, um seiner imperialistischen Ziele wil-
len einen großen Krieg durchzufechten. Mus-
solini vertröstete zwar seinen Achsenpartner 
damals auf einen späteren Zeitpunkt, zu dem 
Italien dann kriegsbereit sein würde. Für 
unsere Fragestellung ist indessen allein ent-
scheidend, daß auch Italien vor dem Risiko 
eines großen Krieges zurückschreckte, bis es 
dieses dann nach den großen deutschen Waf-
fenerfolgen eingehen zu können glaubte.

Vor dem Risiko des großen Krieges ist nur 
die Führung des nationalsozialistischen 
Deutschlands nicht zurückgeschreckt. Hitler 
war 1938 bereit, die Tschechoslowakei zu 
attackieren, obschon sie mit mehreren Groß-
mächten verbündet war, und das gleiche 
Spiel wiederholte er 1939 gegen Polen. Es 
ist lächerlich, Hitler zugute halten zu wollen, 
er habe wirklich geglaubt, die Westmächte 
würden in diesen Krieg nicht eingreifen. Ab-
gesehen davon, daß sich ein solches Vaban-
quespiel mit wirklicher staatsmännischer Ver-
antwortung nicht vertrug, hatte der Diktator 
selbst oft genug dargelegt, daß gerade auch 
das Risiko des großen Krieges eingegangen 
werden müsse da die Auseinandersetzung 
mit den westlichen Demokratien ohnehin un-
vermeidlich sei. Daß Hitler hier vom Stand-
punkt seines Eroberungsprogramms durchaus 
konsequent dachte, haben wir bereits betont; 
es war in der Tat nicht zu verwirklichen ohne 
kriegerischen Zusammenstoß mit den andern 
europäischen Großmächten. Europa war aber 
damals immer noch — wenn auch nicht mehr 
lange — das Aktionszentrum der Weltpolitik. 
Nur ein europäischer Krieg konnte zum Welt-
krieg werden. Nur in Europa konnte ein Krieg 
entfesselt werden, der dank seinen weltpo-
litischen Ausstrahlungen zum Weltkrieg wer-
den konnte, ja mußte. Daß sich der deutsche, 
der italienische und schließlich auch der ja-
panische Neoimperialismus dann doch noch 
zu einem einzigen kriegerischen Geschehen 
verbanden, geht auf Hitlers Entschluß zurück, 
das .polnische Problem' auf kriegerischem 
Wege zu lösen und damit den großen, wenn 
zunächst auch noch europäischen Krieg zu 
wagen. Seine Siege schufen die Voraussetzun-



gen für die Ausweitung dieses großen euro-
päischen Krieges zum eigentlichen globalen 
Kriegsgeschehen, indem die außereuropäischen 
Großmächte 1941 ebenfalls eingriffen Japan 
griff ein, weil es die europäischen Gegner 
Deutschlands, die zugleich seine kolonialen 
Gegner im pazifischen Raume waren, end 
gültig geschlagen wähnte und weil es hoffte 
mit Amerika allein fertig zu werden Die USA 
griffen ein — wobei sie vor dem schwierigen 
Entschluß zum Kriegseintritt durch den japa-

nischen Überfall und die deutsche Kriegser-
klärung bewahrt wurden —, weil sich in 
Amerika endgültig die Erkenntnis durchge-
setzt hatte, daß die Sicherheit der USA nicht 
mehr gewährleistet sein würde in einer Welt, 
die von den totalitären und militaristischen 
Mächten beherrscht wäre. Alle diese Entschlüs-
se gingen letztlich zurück auf Hitlers Entschluß, 
Polen zu überfallen Oder anders ausgedrückt: 
Hitlers Angriffsbefehl vom 1. September 1939 
hat den Zweiten Weltkrieg ausgelöst.



Mario Bendiscioli

Eine tendenziöse Auffassung vom
Ursprung des Zweiten Weltkrieges: David L. Hoggan

Nadi der herrschenden Lehrmeinung über die 
Ursachen und den Ursprung des Zweiten 
Weltkrieges gaben die Kriegspläne Hitlers 
und darüber hinaus seine Ideologie vom Vor-
rang des deutschen Volkstums und vom not-
wendigen Lebensraum für „Großdeutschland" 
den entscheidenden Anstoß. Dieses Groß-
deutschland sollte wiedererrichtet werden und 
zwar durch eine politisch-territoriale Vereini-
gung aller Deutschen, deren Wohngebiete 
nach den Pariser Vorortverträgen den Nach-
barstaaten angegliedert worden waren oder 
auch, was für die Deutschen Österreichs galt, 
einen eigenen Staat bildeten.
Diese Auffassung hat in die Handbücher der 
Geschichte Eingang gefunden und ist kritisch 
und unter Auswertung der Urkunden vom 
deutsch-schweizerischen Historiker Walther 
Hofer in seinem Buch „Die Entfesselung des 
zweiten Weltkrieges. Eine Studie über die 
internationalen Beziehungen im Sommer 1939" 
dargestellt worden, wobei er sich auf die ver-
öffentlichten diplomatischen Dokumente und 
die im Druck erschienenen Erinnerungen der 
Hauptbeteiligten stützte.
Eine Revision dieser Auffassung fand sich be-
reits in der Behandlung des Themas durch den 
britischen linksstehenden Historiker A. J. P. 
Taylor in seinem Werk „Die Ursprünge des 
Zweiten Weltkrieges" angedeutet. Denn Tay-
lor hatte, um den Ausbruch des Zweiten Welt-
krieges zu erklären, seine Aufmerksamkeit 
nicht nur auf die Politik Hitlers gelenkt, son-
dern auch auf jene des polnischen Außen-
ministers Oberst Beck und seine unsteten Be-
ziehungen. Beck habe einerseits Kontakte mit 
dem nationalsozialistischen Deutschland ge-
pflegt, angesprochen von dessen diktatorischem 
und antikommunistischem, seinem eigenen 
verwandten Regime. Auf der anderen Seite 
habe er Verbindungen mit den westlichen 
Alliierten unterhalten, die seinem Land die 
Grenzen von 1919 gegeben und ihm die Vor-
rangstellung in der Freien Stadt Danzig ein-
geräumt hatten, wobei er über die unentschie-
dene Haltung Frankreichs und Großbritan-
niens in der Krise, die zu der großen bewaff-
neten Auseinandersetzung führte, im klaren 
gewesen sei

Und nun hat ein nordamerikanischer Histo-
riker, David L. Hoggan, in seinem Buch 
„Der erzwungene Krieg", das vorerst nur 
auf deutsch und in Deutschland erschie-
nen ist, die Revision so weit getrieben, 
daß er die herrschende Meinung völlig auf 
den Kopf stellt. Danach habe nicht Deutsch-
land den Krieg entfesselt, sondern Polen, 
unterstützt von der britischen Diplomatie; ein-
deutig gesprochen: die Verantwortung für den 
Krieg hätten der Pole Jözef Beck, der Leiter 
der Außenpolitik seines Landes von 1932 bis 
1939, und der Engländer Lord Halifax, In-
haber desselben Amtes im britischen Kabinett 
von 1938—1940, gehabt.
Nach Hoggan hat Hitler keinen Krieg mit 
Polen gewollt; lediglich die polnische Weige-
rung, die Danzig-Frage in dem von Deutsch-
land vorgeschlagenen Sinne zu behandeln, 
habe schließlich zu der äußersten Maßnah-
me, dem Kriege, geführt. Kein Pole, so argu-
mentiert der amerikanische Historiker, hätte 
vergessen können, daß sein eigener Staat zu 
einem Zeitpunkt errichtet worden war, da die 
Russen und die Deutschen machtlos waren, 
und daß sich folglich für Polen in dem Maße, 
wie diese beiden mächtigen Nachbarstaaten 
wiedererstarkten, immer größere Gefahren 
abgezeichnet hätten. Jedenfalls habe der frü-
here Oberst Beck geglaubt, die Zauberkunst 
zu beherrschen, die Außenpolitik seines Lan-
des so zu führen, daß sie nicht auf die Klippen 
von Moskau und Berlin auflief, d. h. nicht mit 
deren Ansprüchen in Konflikt geriet.
Auch noch als der Führer des Reiches seit 
1938 die Rückkehr Danzigs zum deutschen 
Staat forderte, sei Hitler weiterhin von Beck 
als Freund Polens betrachtet worden; er sei 
überzeugt gewesen, daß sich der Diktator 
Deutschlands niemals auf Kosten Polens mit 
Sowjetrußland verständigen würde. Gleich-
zeitig habe er für sein Teil an dem Grundsatz 
festgehalten, wonach es Polen niemals zulas-
sen würde, daß Danzig — das Sinnbild der 
polnischen Unabhängigkeit, wenn die Stadt 
auch unter der Kontrolle des Völkerbundes 



stand — in die Gewalt der Deutschen käme. 
Gerade weil er überzeugt gewesen sei, daß 
der Fall der Freien Hansestadt auch den Zu-
sammenbruch der Machtstellung Polens her-
beigeführt hätte, sei Beck entschlossen ge-
wesen, in der Danzig-Frage keinen Millimeter 
zu weichen.

Aber in dem diplomatischen Spiel, das sich 
angesichts des deutschen Anspruchs entspann, 
sei ihm ein Bundesgenosse zu Hilfe geeilt. 
Und dieser Verbündete konnte für Beck, der 
nach Hoggan die Franzosen verachtete, die 
Russen haßte und die Deutschen gering-
schätzte, nur Großbritannien sein.

Großbritannien habe jedoch für Danzig immer 
eine Kompromißlösung befürwortet und zu 
diesem Zweck eine direkte Verständigung 
zwischen Polen und Deutschland begünstigt, 
wie 1938 in der Sudetenfrage. Deshalb habe 
Beck, immer nach Hoggan, um einen Druck 
auf die britische Diplomatie auszuüben, Lon-
don glauben gemacht, er beabsichtige, sich 
der Achse Berlin—Rom anzuschließen. Und als 
die britischen Diplomaten, davon beunruhigt, 
einen Weg gesucht hätten, um zu verhindern, 
daß Polen eindeutig in die deutsch-nazistische 
Einflußsphäre geriet, habe London das Ge-
rücht verbreiten lassen, deutsche Truppen 
hätten sich gegen die polnischen Grenzen in 
Bewegung gesetzt, um auf die Regierung in 
Warschau Druck auszuüben. Die Engländer 
hätten, ohne zu bemerken, daß mittlerweile 
Danzig der Hauptgrund für die Gegensätze 
in den polnisch-deutschen Beziehungen ge-
worden war, 1939 ein Beistandsversprechen 
für Polen abgegeben.

Gestützt auf diese Garantie, habe Beck jede 
weitere Verhandlung mit Deutschland abge-
lehnt und schließlich darauf gedrängt, zu den 
Waffen zu greifen. Nach Hoggan habe aber 
Beck die Teilmobilmachung der polnischen 
Streitkräfte befohlen, ohne den Aufmarsch der 
deutschen Truppen an den Grenzen seines 
Landes abzuwarten. Er habe die Repressalien 
gegen die polnischen Staatsbürger deutscher 
Abstammung verschärft und auf diploma-
tischer Ebene auch die Verhandlungen über 
ein Bündnis mit der UdSSR, zu welchem die 
Briten geraten hatten, abgebrochen und damit 
den Weg zum Hitler-Stalin-Pakt vom 23. Au-
gust 1939 geebnet. Auch sei an Danzig, nun-
mehr unter nationalsozialistischer Verwaltung, 
ein Ultimatum mit der Drohung geschickt wor-
den, man werde die Stadt von der Lebens-
mittelzufuhr abschneiden.

Auf diese Weise habe die polnische Regierung 
einen deutsch-polnischen Krieg unvermeidlich 
gemacht, indem sie erst eine andauernde 
Krisenlage geschaffen und sich sodann gewei-
gert habe zu verhandeln, um die Krise zu 
beheben.
Hoggan stützt seine Auffassung auf eine 
Menge polnischer Urkunden, die jedoch nicht 
isoliert gesehen werden dürfen, sondern in 
die größeren Perspektiven des diplomatischen 
Notenwechsels der vielen interessierten 
Mächte einzureihen und von daher zu be-
trachten sind. In Wirklichkeit kann die Lehr-
meinung, die wir dargestellt haben, als Aus-
druck der isolationistischen amerikanischen 
Geschichtsschreibung aufgefaßt werden, die 
Roosevelt den Eintritt der Vereinigten Staaten 
in den Zweiten Weltkrieg nicht verzeihen will. 
Nicht zu Unrecht hat die deutsche Zeitschrift 
„Der Spiegel" in einer Analyse von Hoggans 
Buch an die revisionistische Haltung anderer 
amerikanischer Historiker wie Charles A. 
Beard, Harry E. Barnes und Charles C. Tan-
sill erinnert. Daß Hoggans Buch philonazi-
stischen Standpunkten entgegenkam, geht nur 
zu deutlich daraus hervor, daß es von dem 
Verlag eines Organs von Deutschen, die dem 
Nationalsozialismus nachtrauern, veröffent-
licht wurde.
In Wirklichkeit genügt es, die veröffentlich-
ten Urkunden nachzuprüfen, um kritisch fest-
stellen zu können, daß der Angriff auf Polen 
bereits am 23. Mai 1939 von Hitler beschlos-
sen wurde und daß von jenem Zeitpunkt an 
auch die diplomatische Tätigkeit auf die Iso-
lierung Polens zielte. Der für den 26. August 
befohlene Angriff wurde nur verschoben dank 
der Intervention Mussolinis und weil die 
britische Garantie in ein Militärbündnis um-
gewandelt worden war, gerade zu dem Zeit-
punkt, in welchem der Druck Londons auf 
Polen stärker wurde, damit es zu Verhand-
lungen auf der Grundlage einer Preisgabe 
Danzigs käme. Und auch die Teilmobilmachung, 
die Beck auf die am 29. August eingetroffene 
Nachricht vom Aufmarsch der deutschen Trup-
pen beschloß, wurde gerade im Hinblick auf 
allgemeine Verhandlungen verschoben. Der 
Angriffsbefehl an die Wehrmacht für den 
1. September erging folglich gleichzeitig mit 
dem polnischen Mobilmachungsbefehl. Zur 
Rechtfertigung seines Angriffs auf Polen hat 
sich Hitler niemals auf die polnische Mobil-
machung berufen, was er aus propagandisti-
schen Gründen getan hätte, wenn Hoggans 
Geschichtsauffassung richtig wäre.



Andreas Hillgruber

Der Beginn des Zweiten Weltkrieges 1939
in der Sicht der sowjetischen Geschichtsschreibung

Um die Deutung des Kriegsbeginns im Sep-
tember 1939 in der heutigen sowjetischen Ge-
schichtsschreibung zu verstehen und Klar-
heit darüber zu gewinnen, ob es sich bei ihr 
um eine einfache Übernahme von zeitgenös-
sischen Urteilen der damaligen sowjetischen 
Führung, also Stalins und Molotows, um eine 
bloße Einfügung ihrer Einzelanalysen in einen 
jetzt überschaubaren größeren Zusammenhang 
handelt oder ob sich bis zu einem gewissen 
Grade ein Wandel in der Sehweise vollzogen 
hat und damit eine Veränderung oder zumin-
dest eine Differenzierung in der geschicht-
liehen gegenüber der politischen Bewertung 
der Ereignisse des Herbst 1939 eingetreten ist, 
dürfte es sinnvoll sein, zunächst die wichtig-
sten Äußerungen und Stellungnahmen der so-
wjetischen Führung zum Kriegsbeginn aus den 
Monaten August bis Oktober 1939 wiederzu-
geben Es kann sich hierbei wie auch in dem 
folgenden zweiten Teil dieses Aufsatzes, in 
dem die entscheidenden Werturteile der ge-
genwärtigen sowjetischen Geschichtsschrei-
bung über das Geschehen des August und 
September 1939 zusammengestellt werden, 
nicht darum handeln, jede sowjetische These 
eingehend auf ihre sachliche Richtigkeit hin 
zu überprüfen, da dies eine eigene Darstellung 
und Deutung des Kriegsbeginns, zum Teil 
auch des weiteren geschichtlichen Hintergrun-
des notwendig machen würde. Beabsichtigt 
ist im Rahmen dieser knappen Skizze vielmehr 
lediglich, die zeitgenössischen und die gegen-
wärtigen sowjetischen Deutungen einander 
gegenüberzustellen, um die sowjetische Po-
sition zur Kenntnis zu nehmen und zugleich 
an diesem Beispiel den Zusammenhang von 
Politik und Historiographie in der Sowjet-
union zu beleuchten.

I.

Am 31. August 1939 feierte Molotow, Regie-
rungschef und Außenkommissar der UdSSR, 
in einer Rede vor dem Obersten Sowjet den 
Abschluß des deutsch-sowjetischen Nicht-
angriffspakts vom 23. August als einen Akt 
sowjetrussischer Staatsräson und als staats-
männische Tat, durch die der Ausbruch eines 
großen europäischen Krieges verhindert 

werde; denn durch diesen Pakt sei eine „Wen-
dung zu besseren Beziehungen zwischen den 
beiden größten Staaten Europas* herbei-
geführt worden: „Selbst wenn sich Feindselig-
keiten in Europa als unvermeidlich erweisen 
sollten, dann wird ihr Umkreis nun beschrä
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nkt 
sein. Nur die Anstifter eines allgemeinen 
europäischen Krieges, nur jene, die unter der 
Maske des Pazifismus einen allgemeinen 
Brand Europas entfachen möchten, können 
über diese Wendung der Dinge unzufrieden 
sein.* )
Schien sich diese Formulierung nur auf einen 
lokalisierten Krieg zwischen Deutschland und 
Polen zu beziehen, so machten spätere Aus-
führungen Molotows in dieser Rede deutlich, 
daß seine Bemerkungen offensichtlich auch 
einen Krieg zwischen Deutschland und den 
Westmächten einschlossen. Der deutsch-sowje-
tische Pakt verhindere, so erklärte er in ironi-
scher Argumentation gegen „rasende Kriegs-
treiber“ in Großbritannien und Frankreich, 
daß die Sowjetunion für Interessen anderer, 
das heißt „kapitalistischer" Mächte in einen 
Krieg gerate Die UdSSR befinde sich nun in 
der günstigen Lage, weder dazu verpflichtet zu 
sein, „in einen Krieg an der Seite Großbritan-
niens gegen Deutschland einzutreten noch auch 
in einem Krieg an der Seite Deutschlands 
gegen Großbritannien zu kämpfen"2).
Diese am Vorabend des deutschen Angriffs 
gegen Polen bezogene Position formal kor-
rekter Neutralität fand faktisch mit dem 
Einmarsch der R
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oten Armee in Ostpolen am 
17 9., deklamatorisch mit der von Molotow zu-
sammen mit Ribbentrop unterzeichneten „Er-
klärung der Deutschen Reichsregierung und 
der Regierung der UdSSR" vom 28. 9. 1939 
ein schnelles Ende: ) Nachdem durch den

1) Deutsche Übersetzung der Rede Molotows vor 
dem Obersten Sowjet am 31 8 1939, in; Geschichte 
des Zweiten Weltkrieges in Dokumenten, hrsg. 
von Michael Freund, Bd. III, Freiburg i. Br., Mün-
chen 1956, S. 185.
2) Ebda., S 186
3) Akten zur deutschen Auswärtigen Politik 
1918—1945 Aus dem Archiv des deutschen Aus-
wärtigen Amts, Serie D, Bd VIII (4 9 1939—18 3. 
1940). Frankfurt a M 1961 (künftig zit. ADAP D 
VIII), S. 129 f., Dok. 161.



„deutsch-sowjetischen Grenz- und Freund-
schaftsvertrag“ 4) „die sich aus dem Zerfall 
des polnischen Staates ergebenden Fragen 
endgültig geregelt und damit ein sicheres 
Fundament für einen dauerhaften Frieden in 
Osteuropa geschaffen" seien, würde es — so 
hieß es jetzt — dem „wahren Interesse aller 
Völker entsprechen, dem gegenwärtig zwi-
schen Deutschland einerseits und England 
und Frankreich andererseits bestehenden 
Kriegszustand ein Ende zu machen“. Sollten 
jedoch die darauf gerichteten „gemeinsamen 
Bemühungen" beider Regierungen erfolglos 
bleiben, „so würde damit die Tatsache festge-
slellt sein, daß England und Frankreich für 
die Fortsetzung des Krieges verantwortlich 
sind, wobei im Falle einer Fortdauer des 
Krieges die Regierungen Deutschlands und der 
UdSSR sich gegenseitig über die erforderlichen 
Maßnahmen konsultieren werden". Damit hat-
te sich die Sowjetregierung offen zur Teilung 
Polens als „endgültiger Lösung“ bekannt, 
jede Rückkehr zum Status quo ante abge-
lehnt und den Westmächten die Verantwor-
tung für die Fortdauer des europäischen Krie-
ges zugeschoben, sofern sie nicht bereit wa-
ren, sich mit dieser durch eine deutsche und 
eine sowjetische militärische Aktion herbeige-
führten einschneidenden Veränderung in Ost-
mitteleuropa abzufinden. Die Schlußwendung 
ließ darüber hinaus ein enges politisches, mög-
licherweis
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e gar militärisches Einvernehmen 
der Sowjetunion mit Deutschland vermuten. 

Allerdings zeitigte der daran anknüpfende 
zweite Versuch Ribbentrops — nach einem 
ersten vergeblichen Bemühen während der 
Anfangsphase des Polenfeldzuges — ), die So-
wjetunion in die Rolle eines De-facto-Verbün-
deten Deutschlands hineinzudrängen und über 
die beiden mit Deutschland abgeschlossenen 
Verträge hinaus politisch gegenüber den West-
mächten festzulegen, nicht den gewünschten 
Erfolg, da es Stalin hier (wie schon Anfang 
September) verstand, die Grenze zwischen ei-
ner Deutschland gegenüber wohlwollenden, 
seine wirtschaftliche und damit militärische 
Kraft fördernden Neutralität und einer „Nicht-
kriegführung" im Stile Mussolinis zu wah-
ren. Am 18. Oktober 1939 ließ Ribbentrop 
durch den deutschen Botschafter in Moskau 

Stalin fragen 6), ob er berechtigt sei, in einer 
für den 24. Oktober geplanten öffentlichen 
Rede in Danzig Äußerungen Stalins ihm gegen-
über während der Verhandlungen in Moskau 
am 23. 8 . wie folgt wiederzugeben: „Deutsch-
land nähme einen stolzen Standpunkt ein, in-
dem es von vornherein jede sowjetische Waf-
fenhilfe ablehne. Die Sowjetunion aber habe 
Interesse an einem starken Deutschland als 
Nachbar, und im Falle einer kriegerischen 
Auseinandersetzung zwischen Deutschland und 
den westlichen Demokratien lägen die Inter-
essen der Sowjetunion und Deutschlands durch-
aus in der gleichen Linie. Die Sowjetunion 
würde niemals dulden, daß Deutschland in 
eine schwierige Lage käme.“ Eine solche Ver-
sion mußte bei den Regierungen der West-
mächte so aufgefaßt werden, daß die Sowjet-
union eine Niederlage Deutschlands im euro-
päischen Krieg nicht hinnehmen, vielmehr, 
falls sich das Blatt zuungunsten Deutschlands 
wenden sollte, gegen die Westmächte eingrei-
fen würde.

4) ADAP D VIII, S. 127 ff., Dok. 157—160: Deutsch-
sowjetischer Grenz- und Freundschaftsvertrag vom 
28. 9 1939 nebst drei vertraulichen und geheimen 
Zusatzprotokollen.
5) Darstellung dieses Versuchs auf Grund der 
deutschen Akten von Philipp W. Fabry, Der Hit-
ler-Stalin-Pakt 1939—1941, Darmstadt 1962, S. 135 ff.

6) ADAP D VIII, S. 243 f„ Dok. 271.
7) ADAP D VIII, S. 252, Dok. 280.
8) Jedenfalls sind die Äußerungen Stalins in der 
gedruckten Fassung der Rede Ribbentrops (Doku-
mente der deutschen Politik, Bd. VII, Teil 1, Ber-
lin 1942, S. 362—381) nicht enthalten.

Demgegenüber gab Stalin nur seine Zustim-
mung zu der von ihm selbst verfaßten abge-
schwächten Wiedergabe seiner Änßerungen 
vom 23. August7): „Der Standpunkt Deutsch-
lands, das eine militärische Hilfe ablehnt, 
flößt Achtung ein. Indessen ist ein starkes 
Deutschland die unbedingte Voraussetzung 
für den Frieden in Europa. Hieraus folgt, daß 
die Sowjetunion an der Existenz eines star-
ken Deutschlands interessiert ist. Daher kann 
die Sowjetunion sich nicht damit einverstan-
den erklären, daß die Westmächte Bedingun-
gen schaffen, die Deutschland schwächen und 
es in eine schwierige Lage bringen könnten. 
Hierin liegt die Gemeinsamkeit der Interessen 
Deutschlands und der Sowjetunion." Wenn 
Ribbentrop schließlich auch aus unbekannten 
Gründen darauf verzichtete, diese Fassung der 
Erklärung Stalins in seine Rede vom 24. Ok-
tober aufzunehmen8), so mußte Stalin doch 
mit einer Veröffentlichung rechnen, so daß 
sie als offizielle sowjetische Stellungnahme 
zum Kriege zwischen Deutschland und den 
Westmächten zu betrachten ist.

Bewegten sich die bisher zitierten sowjetischen 
Feststellungen wesentlich im Bereich des 
machtpolitischen Kalküls und zeigten sie das 
Interesse an der Aufrechterhaltung des Gleich-



gewichtszustandes zwischen den verfeindeten 
»kapitalistischen" Mächten und an der Stär-
kung des mutmaßlich schwächeren Gegenge-
wichts gegen die Westmächte (Deutschland), 
so suchte Molotow in seinem „Bericht an den 
Obersten Sowjet9 vom 31. Oktober 1939“) die 
Westmächte mit dem Verdikt der „Aggres-
sion“ zu belasten und sie damit unter Ver-
wendung des bisher gegen Hitler und den 
„Faschismus" gerichteten Vorwurfs moralisch 
zu diffamieren. In den letzten Monaten, so 
meinte er, habe der Begriff des „Aggressors“ 
ei

9

ne neue Bedeutung gewonnen. Man könne 
ihn nicht mehr in dem gleichen Sinne wie noch 
vor drei oder vier Monaten gebrauchen. Heute 
strebe Deutschland nach einer frühest mög-
lichen Beendigung des Krieges und nach Frie-
den, während Großbritannien und Frankreich 
für die Fortsetzung des Krieges und gegen den 
Abschluß eines Friedens seien. Die Rollen 
Deutschlands und der Westmächte seien also 
vertauscht. In der gleichen Rede bezeichnete 
Molotow — unbekümmert um die am 17. Sep-
tember offiziell verkündete Version von der 
„Befieiung“ der Ukrainer und Weißruthenen 
in Ostpolen nach dem „Zerfall" der polnischen 
Regierungsgewalt — den Einmarsch der Roten 
Armee als einen „Schlag", der zusammen mit 
der deutschen militärischen Aktion zum „Zer-
fall" Polens, dieser „Mißgeburt des Versailler 
Vertrages", geführt habe a).
In ähnlicher Tendenz gegenüber den West-
mächten waren Stalins Bemerkungen zum 
Kriege, die die „Iswestija" am 29. November 
1939 veröffentlichte, und Molotows Reden vom 
6. November 1939 und vom 29. März 1940 ge-
halten. Die „Friedens-Offensive" der Kommu-
nisten in allen Ländern fügte sich in den Rah-
men dieser die Zeit des sogenannten „Dröle 
de guerre" über anhaltenden Bewertung des 
Krieges und der Rolle der Westmächte ein 10). 
Zusammenfassend kann man sagen, daß die 
Sowjetunion sich in der er

11

sten großen Phase 
des Krieges nicht auf eine — in der zeitlichen 
Abfolge graduell wechselnde — politische ), 

9) Soviet Documents on Foreign Policy. Ed. by 
J. Degras, vol. III, 1933—1941, London—New York 
—Toronto 1953, S. 388 ff.
9) In seiner Antwort auf Ribbentrops Glückwün-

sche zum 60 Geburtstage am 21 12. 1939 sprach 
Stalin daher von der „mit Blut besiegelten“ deutsch-
sowjetischen Freundschaft.
10) Vgl hierzu u a. G. L. Weinberg, Germany 
and the Soviet Union 1939—1941, Leiden 1954, 
S 64 f.j A Rosi,  Zwei Jahre deutsch-sowjetisches 
Bündnis Köln 1954, S 85 ff.
11) Hierzu Weinberg, a. a. O., S. 65 ff.; Fabry, 
a. a O., S. 163 ff.

12) Hierzu vor allem F. Friedensburg, Die sowjeti-
schen Kriegslieferungen an das Hitlerreich, in: 
Vierteljahrshefte für Wirtschaftsforschung 1962, S. 
331—338
13) Deutsche Ausgabe: Berlin 1963 (künftig zit.: 
Truchanowski)
14) Deutsche Ausgabe: Berlin 1962 (künftig zit.: 
G. d. Gr. V. Kr.).

vor allem aber wirtschaftliche 12)  Unterstüt-
zung Deutschlands beschränkte, sondern daß 
die sowjetische Führung in ihren offiziellen 
Verlautbarungen eindeutig gegen die Kriegs-
politik der Westmächte Stelung  bezog, wäh-
rend Hitler als Vertragspartner eine wohl-
wollende, wenn auch zurückhaltende Beurtei-
lung erfuhr, indessen jede — auch partielle 
— Identifizierung mit seiner Politik und 
Kriegführung vermieden wurde.

II.
Wie sieht nun die sowjetische Geschichts-
schreibung heute, 25 Jahre später, nach den 
mehrfachen „Entstalinisierungs“-Wellen, die 
auch die Geschichtsschreibung erfaßten, die 
Ereignisse des Herbstes 1939? Wir beschrän-
ken uns in dem folgenden Resümee im wesent-
lichen auf die beiden w

13

ichtigsten offiziellen 
Darstellungen aus der jüngsten Zeit, die von 
einem Autorenkollektiv des Moskauer Insti-
tuts für Internationale Beziehungen unter 
Federführung von W. G. Truchanowski er-
arbeitete „Geschichte der internationalen Be-
ziehungen 1917—1939" )  und den I. Band 
der vom Institut für Marxismus-Leninismus 
beim Zentralkomitee der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion herausgegebenen „Ge-
schichte des Großen Vaterländischen Krieges 
der Sowjetunion" 14 ). Bei dem Versuch die in 
diesen Werken vertretenen Thesen zum 
Kriegsbeginn 1939 zu verstehen, muß man 
davon ausgehen, daß in der sowjetischen Ge-
schichtsschreibung wohl auch für den Krieg 
1939—1945 die Sammelbezeichnung „Zweiter 
Weltkrieg" verwendet wird, doch stellt in 
ihrer Sicht, die von den Axiomen des Histo-
rischen Materialismus im großen und den je-
weiligen politisch-ideologischen Positionen der 
kommunistischen Parteiführung im einzelnen 
bestimmt ist, der Herbst 1939 keine tiefgreifen-
de Zäsur dar. Die wesentlichen Einschnitte in 
der Geschichte der internationalen Beziehun-
gen seit der „Großen Sozialistischen Revolu-
tion“ 1917 sind für sie die Zeit der Welt-
wirtschaftskrise 1929—1933 und dann später 
das Jahr 1941. Die durch die Weltwirtschafts-
krise verschärften „Widersprüche des Imperi-
alismus" als der „Spätstufe des Kapitalismus" 
traten — nach dieser Sicht — mit Japans 
Griff nach der Mandschurei 1931 erstmals klar 



zutage. Hier kündigte sich die „Gefahr eines 
Krieges um A

15
bsatzmärkte, Rohstoffquellen 

und Kapitalanlagesphären" ) zwischen den 
beiden Gruppen der imperialistischen Groß-
staaten an: den bei der Verteilung der Welt 
zu kurz gekommenen und den weitgehend 
saturierten Mächten. Die Eroberung Abessi-
niens durch Italien (1935/36) stellte im Rahmen 
dieses sich ständig verschärfenden Gegensat-
zes eine weitere Stufe an einem neuen „Kri-
senherd" dar, die Expansion Hitler-Deutsch-
lands in Europa 1938 und 1939 schließlich nur 
eine dritte und letzte; denn alle waren „die 
Glieder ein und derselben Kette" 15a ). „Der 
Zweite Weltkrieg, mit dessen Ausbruch die 
erste Et

1
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6
appe der allgemeinen Krise des Kapi-

talismus ihr Ende fand ),  war — wie der 
Erste — aus dem kapitalistischen System ent-
standen und ein Ergebnis der in der Welt auf 
der Grundlage des Monopolkapitalismus be-
stehenden wirtschaftlichen und politischen 
Gegensätze. Er begann als imperialistischer 
Krieg.“ )
Allerdings bestand in der ganzen Zeit seit 
1917 — in sowjetischer Sicht — mit wechseln-
der Stärke in den einzelnen Zeitphasen die 
Gefahr, daß die verschiedenen Gruppen der 
kapitalistischen Mächte sich untereinander ei-
nigten und entweder gemeinsam gegen die 
einzige „sozialistische“ Macht, die Sowjet-
union, zu Felde zogen oder die saturierte 
Staatengruppe die besonders „aggressiven" 
Staaten, die „faschistische“ Gruppe, von der 
Bedrohung des eigenen Besitzes fort gegen die 
Sowjetunion ablenkte. Ziel der sowjetischen 
Außenpolitik mußte es demnach sein, die seit 
der Mitte der zwanziger Jahre mehrfach in 
bedrohliche Nähe rückende Verständigung der 
kapitalistischen Großmächte in Europa (Groß-
britannien, Frankreich, Deutschland, Italien) zu 
verhindern ,8). Im Zuge dieser Politik bildete 

der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt vom 
23. August 1939 einen Höhepunkt, da nach 
sowjetischer zeitgenössisch-politischer wie 
„historischer" Auffassung in den britisch-deut-
schen „Geheimverhandlungen im Juni bis Au-
gust 1939" 19)  — gemeint sin

20

d die Gespräche 
Wohlthats mit Hudson und Wilson in Lon-
don — )  „die damalige englische Regierung 
eine Übereinkunft mit Hitler-Deutschland auf 
Kosten der Sowjetunion, Chinas und anderer 
Länder" vorbereitete 21). Den Pakt mit Deutsch-
land habe die damalige sowjetische Führung 
zur Sicherung der Sowjetunion vor einer 
drohenden kapitalistischen Verschwörung ab-
schließen müssen: „Mit diesem klugen Schritt 
in dieser schwierigen und gefährlichen Situa-
tion der politischen Vorkriegsgeschichte durch-
kreuzte die Sowjetunion die Absicht der west-
lichen Imperialisten, die UdSSR sofort in einen 
Zweikampf mit Deutschland zu verwickeln und 
selbst der .lachende Dritte- zu sein... Diese 
Entwicklung hat N. S. Chruschtschow später 
sehr treffend in dem Bild vom deutschen Fa-
schismus als einem sehr wertvollen Hund 
festgehalten, den die Regierungen Großbritan-
niens, Frankreichs und der USA sorgsam 
pflegten, um ihn gegen die UdSSR zu hetzen, 
und der sich von der Kette riß und dieje-
nigen anfiel, die ihn großgezogen hatten." 22)  
Mit diesem Bilde ist bereits angedeutet, daß 
das Urteil Molotows vom 31. Oktober 1939, 
die Westmächte, nicht Hitler seien als „Aggres-
soren" zu betrachten, in der gegenwärtigen 
Geschichtsschreibung nicht wiederholt wird. 
Man distanziert sich allerdings auch nicht aus-
drücklich davon. Die These lautet: Hitler löste 
durch seinen „Überfall" auf Polen den Krieg 

15) Truchanowski, S. 290.
15a) G. d. Gr V. Kr„ S. XXII.
16) Die zweite Etappe der „allgemeinen Krise des 
Kapitalismus" liegt nach Auflassung der sowjeti-
schen Geschichtsschreibung im Zweiten Weltkrieg 
selbst.
17) Truchanowski, S. 462.
18) Entsprechend auch im Fernen Osten eine Ver-
ständigung zwischen Japan, den USA und Groß-
britannien. — Auf diesen Grundzug der sowjeti-
schen Außenpolitik hat zuletzt G. v. Rauch, Stalin 
und die Machtergreifung Hitlers, in: Deutsch-rus-
sische Beziehungen von Bismarck bis zur Gegen-
wart, hrsg von W Markert, Stuttgart 1964, S. 117 ff., 
besonders S. 135 f. hingewiesen. Vgl. auch die 
Bemerkungen von R. Löwenthal im gleichen Bande 
S. 113 f. (Vorabdruck der Beiträge von Rauch und 
Löwenthal in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 10/64 v. 4. 3. 64.)

19) Schon die Veröffentlichung der erbeuteten 
„Dirksen-Papiere" (unter dem Titel: Dokumente 
und Materialien aus der Vorgeschichte des Zweiten 
Weltkrieges, Bd. II., Moskau 1949) diente dem 
Zweck, das „Doppelspiel" der britischen Regierung, 
die gleichzeitig in Moskau mit der Sowjetunion 
über ein Bündnis gegen Hitler und insgeheim mit 
einem deutschen Emissär verhandelte, anzupran-
gern. Spezialistin für das Thema der Wohlthat-
Gespräche ist die sowjetische Historikerin Alice 
Teichowa. Ihre letzte Darstellung: „Die geheimen 
britisch-deutschen Ausgleichsversuche zur Zeit der 
englisch-französisch-sowjetischen Verhandlungen 
(1939)", in: Der deutsche Imperialismus und der 
Zweite Weltkrieg, hrsg. von der Kommission der 
Historiker der DDR und der UdSSR, Bd. 2., Berlin 
1961, S. 581—615.
20) Auf westlicher Seite fehlt bedauerlicherweise 
noch jede größere wissenschaftliche Arbeit über 
diese ohne Zweifel hochbedeutsamen Gespräche 
in der letzten Phase der Vorgeschichte des Zweiten 
Weltkrieges
21) Truchanowski, S. 447.
22) Ebda., S. 461 f.



aus. So heißt es etwa bei Truchanowski in la-
konischer Kürze hierzu: „Am 1. September 
1939 überfiel Hitler-Deutschland Polen. Damit 
begann der Zweite Weltkrieg." 23)  Von einer 
alleinigen oder vorwiegenden Belastung Hit-
lers mit dem Kriege von 1939 ist auch in der 
heutigen sowjetischen Geschichtsschreibung 
nicht die Rede. Dies ist nicht überraschend; 
denn für sie steht nicht die Frage einer indi-
viduellen „Schuld“ oder der Verantwortung 
einer Regierung für den Krieg zur Diskussion, 
sondern — entsprechend der marxistisch-leni-
nistischen Deutung der Geschichte — die Frage 
nach den „ökonomischen Ursachen“: „20 Jahre 
lang hatten die Westmächte dem deutschen 
Imperialismus geholfen, sein kriegswirtschaft-
liches Potential zu stärken. Diese Politik hatte 
jedoch objektiv dazu geführt, daß Deutschland 
sich — mit aktiver Unterstützung der West-
mächte — zu einem starken imperialistischen 
Konkurrenten entwickelte. Mit dem Anwach-
sen des kriegswirtschaftlichen Potentials, mit 
der Besetzung fremder Territorien durch 
Deutschland wuchsen und verschärften sich 
die imperialistischen Gegensätze zu den West-
mächten. Diese Entwicklung nahm zwei Jahr-
zehnte in Anspruch und führte letzten Endes 
zum Zweiten Weltkrieg. Hierin lagen seine 
ökonomischen Ursachen.“243) „So wurde der 
Zweite Weltkrieg durch die Gesetz

24

mäßig-
keiten des Imperialismus geboren und ent-
stand innerhalb dieses Systems." a)

23) Truchanowski, S. 461. Ähnlich in der G. d. Gr. 
V. Ki., S. XXIII: „Der Zweite Weltkrieg begann am 
1. September 1939 mit dem Überfall des faschisti-
schen Deutschlands auf Polen als ein Zusammenstoß 
zweier Koalitionen der kapitalistischen Großmächte. 
Seinem Ursprung nach war er ein imperialistischer 
Krieg."
24) Truchanowski, S. 461.
24)  G. d. Gr. V. Kr„ S. XXII.
25) Ebda., S. 247.
25) Ebda., S. XXIII.

26) Ebda., S. 250.

27) Die sowjetische Geschichtsschreibung zitiert da-
bei den britisch-französischen Grundkriegsplan vom 
4. 5. 1939 (nach J. R. M. Butler, Grand Strategy, 
vol. II, September 1939 — June 1941, London 1957, 
S. 12), in dem es heißt, „daß das Schicksal Polens 
von dem endgültigen Ergebnis des Krieges ab-
hängen wird und daß das wiederum von unserer 
Fähigkeit abhängen wird, Deutschland schließlich 
zu besiegen, und nicht davon, ob wir im Anfang 
den Druck auf Polen abschwächen." (Im Original 
heißt der Schluß: .. . and not on our ability to 
relieve pressure on Poland at the outs.")
28) Hierbei stützt sich die sowjetische Darstellung 
vor allem auf die Aussage Jodls vor dem Inter-
nationalen Militär-Tribunal in Nürnberg (IMT), 
daß Deutschland schon 1939 zusammengebrochen 
wäre, wenn sich die „rund 110 französischen und 
englischen Divisionen im Westen" nicht während 
des Polenfeldzuges völlig untätig verhalten hätten 
(IMT, Bd XV, S 385 f.).
29) G. d Gr. V. Kr„ S. 250.
30) Ebda., S. 250.
31) Ebda., S. 253 f.
32) Ebda., S. 254.

In der „Geschichte des Großen Vaterländischen 
Krieges" wird zwar einerseits von der „faschi-
stischen Aggression“ gegen Polen gesprochen, 
doch heißt es mit Blick auf den europäischen 
Krieg: „Beide imperia

26

listischen Gruppierungen 
fielen übereinander her." 25) „Die Schuldigen 
waren die Imperialisten aller Länder, das Sy-
stem des modernen Kapitalismus selbst." 25a) 
Für die Westmächte war Polen „nur ein Auf-
marschgebiet der Faschisten für den Einfall 
in die UdSSR“ ).  In der Tatsache, daß die 
Westmächte während des Polenfeldzuges 
keine Offensivaktionen an der deutschen 

Westgrenze unternahmen27 ), obwohl die mili-
tärische Schwäche Deutschlands offenkundig 
war28 ), „kommt der imperialistische Charak-
ter des Krieges Englands und Frankreichs klar 
zum Ausdruck" 29 ). „Ihre Untätigkeit im Kampf 
gegen das faschistische Deutschland war nicht 
zufällig. Die herrschenden Kreise dieser Lä

30

31

n-
der setzten damit ihre bisherige Politik fort, 
die aus den Grundlagen ihrer staatlichen und 
gesellschaftlichen Ordnung herrührte; sie be-
trieben also Münchener Politik mit anderen 
Mitteln weiter." 0) „Auch die USA spielten 
bei der Niederlage Polens keine unwichtige 
Rolle. Sie unternahmen nichts, die faschisti-
schen Aggressoren zu bändigen, sondern 
unterstützten die Münchener Politik Englands 
und Frankreichs gegenüber Polen." )
Als eine der „Hauptursachen" für die Nieder-
lage Polens, „eines der reaktionärsten Staaten 
Europas", wird die „kurzsichtig

32

e antisowje-
tische Außenpolitik seiner Regierung" bezeich-
net: „Nur eine enge Freundschaft, ein Bündnis 
mit der UdSSR und die Bildung einer anti-
faschistischen Einheitsfront hätte Polens Un-
abhängigkeit und Souveränität sichern kön-
nen.“ )
Die Autoren der „Geschichte des Großen 
Vaterländischen Krieges“ sprechen — unter 
Zitierung Chruschtschows — von der doppel-
ten Zielsetzung der „Imperialisten der west-
lichen Länder während des Zweiten Weltkrie-
ges", die „eng miteinander verbunden" ge-
wesen seien: sie wollten „den sozialistischen 
Sowjetstaat der Werktätigen vernichten, die 
besten Errungenschaften der Arbeiterklasse, 
der Werktätigen im Blute der Völker erträn-



ken und gleichzeitig ihre deutschen Konkur-
renten schwächen" 33 ). In sowjetischer Sicht 
war also das Hauptziel der Westmächte die 
,Vernichtung" der 

34

Sowjetunion, während sie 
Deutschland nur „schwächen“ wollten. Aller-
dings: „Der Charakter der Strategie der USA 
und Englands in den verschiedenen Etappen 
des Krieges wurde dadurch bestimmt, welches 
dieser beiden Ziele in dieser oder jener 
Etappe die Politik stärker beeinflußte." )

Damit ist die Drei-Phasen-Theorie der sowje-
tischen Geschichtsschreibung über den Zweiten 
Weltkrieg angedeutet, die durch den Gegen-
satz vom verwerflichen „imperialistischen Er-
oberungskrieg" und vom „gerechten Krieg' 
der „Volksmassen" gegen die imperialisti-
schen Unterdrücker und Eroberer zugleich mit 
einer Wertung verbunden ist’5). Vom Sep-
tember 1939 bis zum Zusammenbruch Frank-
reichs im Juni 1940 handelte es sich nach die-
ser Theorie um einen rein imperialistischen 
Krieg, der von den Kräften des „Volkes" (das 
heißt den Kommunisten auf Grund d r Parolen 
Stalins und Molotows) abgelehnt wurde. Die 
Zeit von Juli 1940 bis zum deutschen Angriff 
auf die Sowjetunion im Juni 1941 stellt dann 
eine „Übergangsperiode" dar, in der sich 
durch den wachsenden Widerstand der „Volks-
massen" (in Großbritannien wie auch in den 
von Deutschland besetzten Gebieten Konti-
nentaleuropas) der Übergang zum „gerechten 
Krieg" anbahnte. Doch erst nach dem deut-
schen Angriff auf die UdSSR entwickelte sich 
der Krieg als Ganzes zum „wahrhaft gerech-
ten Befreiungskrieg", gewann er zu diesem 
Zeitpunkt selbst für die „kapitalistischen Teil-
nehmer der Koalition" im Westen „einen ge-
rechten und fortschrittlichen Charakter“, wenn 
auch die „imperialistischen Regierungen“ der 
Westmächte — der vielfach konstruierte Ge-
gensatz zwischen „Volk" und „Regierungen“ 
wird hinsichtlich der imperialistischen Mächte 
streng durchgehalten —, die sich nur unter 
dem „Druck der Volksmassen“ zum Bündnis 
mit der Sowjetunion bequemten, ihr zweites 
Ziel, wenn schon nicht eine „Vernichtung“, so 
doch zumindest eine weitgehende Schwächung 
der Sowjetunion in diesem Kriege zu errei-
chen, niemals aus den Augen verloren. Der 
„Große Vaterländische Krieg der Sowjet-

union" von 1941 —1945 war nach sowjetischer 
Auffassung innerhalb dieser dritten großen 
Phase des Zweiten Weltkrieges der weitaus 
bedeutsamste Teil („ein untrennbarer und der 
wichtigste Bestandteil des Zweiten Weltkrie-
ges"), in dem die Entscheidung über den Aus-
gang des Gesamtkrieges fiel.

III.

Aus alledem ergibt sich, daß sich die Deutung 
des Kriegsbeginns 1939 in der heutigen sowje-
tischen Geschichtsschreibung von den vorwie-
gend machtpolitisch argumentierenden und 
durch die taktische Rücksichtnahme auf den 
deutschen Vertragspartner bestimmten zeit-
genössischen Wertungen Stalins und Molo-
tows vor allem durch die ideologische Ver-
hüllung, in begrenztem Maße auch durch Mo-
difizierung bei Einzelurteilen, dagegen über-
haupt nicht im Kern unterscheidet. Die sowje-
tische Geschichtsschreibung ist auch in den 
neuesten Darstellungen — trotz aller (im 
übrigen oft nicht sachgerechten) Auswer-
tung der westlichen Publikationen — hinsicht-
lich des für eine sowjetische Geschichtsschrei-
bung wesentlichsten Aspekts, der Darstellung 
der eigenen Außenpolitik, über den im großen 
festliegenden ideologischen Rahmen hinaus in 
doppelter Weise eingeengt: durch eine Reihe 
von Tabus (etwa Nichtberücksichtigung der 
geheimen Zusatzprotokolle zu den Verträgen 
vom 23. August und 28. September 1939, Nicht-
erwähnung der Kriegslieferungen an Deutsch-
land) und durch die Sper ung der Akten des 
sowjetischen Außenministeriums. Die meisten 
Äußerungen Stalins und Molotows, die wir 
zitierten, werden im übrigen stillschweigend 
übergangen.
Die einzige offene Kritik gegen eine Erklärung 
der damaligen sowjetischen Führung, die das 
Werk „Geschichte des Großen Vaterländischen 
Krieges“ enthält, richtet sich gegen die von 
uns erwähnten Bemerkungen Molotows vom 
31. Oktober 1939 über die Zerschlagung Po-
lens. Offensichtlich ist diese Kritik mit Rück-
sicht auf das heutige Polen Gomulkas einge-
fügt worden. Zum sowjetischen Einmarsch in 
Ostpolen heißt es36): Molotows „Einschätzung 

33) G. d. Gr. V. Kr„ S. 256 f.
34) Ebda., S. 257.
35) Vgl hierzu die Einführung in: B. S. Telpu-
chowski. Die sowjetische Geschichte des Großen 
Vaterländischen Krieges 1941 — 1945, hrsg. und 
kritisch erläutert von A. Hillgruber und H.-A. 
Jacobsen, Frankfurt a. M. 1961, S. 62E ff.

36) Mehr noch als in den übrigen Zitaten der so-
wjetischen Darstellungen sind hier unrichtige Be-
hauptungen und Halbwahrheiten miteinander ver-
mischt. Vgl zur sachlichen Korrektur etwa H. 
Roos, Geschichte der polnischen Nation 1916—1960, 
Stuttgart 1961, ferner ders.: Deutschland, Polen und 
die Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg, in: Deutsch-
russische Beziehungen von Bismarck bis zur Gegen-
wart, a. a. O., S. 141 ff. (Vorabdruck in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 10/64 v. 4. 3. 64).



stand im Widerspruch zur historischen Wahr-
heit und zu den Zielen des Befreiungsfeld-
zuges. Das bürgerlich-gutsherrliche Polen war 
schon in den ersten Tagen des deutsch-polni-
schen Krieges zerfallen Mit ihrem Befreiungs-
feldzug erfüllte die Rote Armee ihre inter 
nationale Pflicht, sie leistete ihrem Nachbar 
volk die unter den gegebenen Umständen 
einzig mögliche Hilfe Dieser Feldzug sollte 
verhindern, daß die ukrainischen und belo 
russischen Westgebiete durch die taschisti 
sehen T
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ruppen besetzt wurden Das sowie 
tische Volk hatte den polnischen Staat nie-
mals als .Mißgeburt des Versailler Vertrages 
angesehen Natürlich begrüßte es nicht die so 
ziale und nationale Unterdrückung im Vor 
kriegspolen Auch die der Sowjetunion 1921 mit 
Unterstützung der Entente autgezwungenen 
Grenzen konnte es nicht anerkennen 
(Polen) verdankte seine Wiedergeburt nicht 
dem Versailler Vertrag, sondern der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution, denn die 
Sowjetregierung hatte dem polnischen Volk 
gleich nach der Oktoberrevolution das unein-
geschränkte Recht auf Selbstbestimmung ge-
währt.“ a)
Mag man auch den Widerspruch zwischen der 
„Friedens-Kampagne" Stalins und Molotows 
im Winter 1939/40 und dem Vorwurl in der 
Geschichtsschreibung, die Westmächte hätten 
durch ihre Untätigkeit in jener Zeit ihre anti 
sowjetische Zielsetzung klar zu erkennen ge 
geben' für beträchtlich ansehen und vermer 
ken. daß jetzt von einer deutschen „Aggres 
sion" statt von der der Westmächte die Rede 
ist, so sind die Gemeinsamkeiten im Kern det 
Aussagen doch weitaus bedeutsamer in der 
Grundthese, daß es sich 1939 um einen „impe 
rialistischen Krieg" handelte, der sich aus den 
dem System des Imperialismus als Spätstufe 
des Kapitalismus innewohnenden Spannungen 
aus ökonomischen Ursachen also, mit Not-
wendigkeit entwickelte, wobei es das Ver-
dienst der damaligen sowjetischen Führung 
sei, durch ihre gesamte Außenpolitik in der 
Vorkriegszeit, besonders aber durch den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt, die 
drohende Gefahr einer Ablenkung dieser 
Spannungen innerhalb des imperialistischen 
Lagers durch den Angriff der „faschistischen"

36) G. d. Gr. V. Kr„ S. 295 f.

Mächte auf die Sowjetunion, speziell 1939 
eines Zweifrontenangriffs Japans und Deutsch-
lands, abgewendet zu haben. Der erstmals von 
Stalin in seiner Rede vom 3. Juli 1941 (der 
ersten nach dem deutschen Angriff auf die 
Sowjetunion) angegebene Zweck des Pakt-
Abschlusses. Zeit zu gewinnen, um die sowje-
tische Rüstung zu vervollkommnen, bleibt da-
bei als Nebenmotiv erhalten Jedoch werden 
die Träger dieser Politik, Stalin und Molotow, 
in dem diplomatisch-geschichtlichen Werk 
überhaupt nicht mehr namentlich erwähnt, 
während die Gegenspieler, voran Hitler, 
immer wieder genannt werden. Dies gilt mit 
der erwähnten Ausnahme der Kritik an der 
Äußerung Molotows vom 31 Oktober 1939 
auch tüt das kriegshistorische Werk in seinen 
politischen Partien Stets ist nur von der „Re-
gierung der UdSSR' oder vom „Zentralkomi-
tee" der KPdSU die Rede37 ). Dagegen werden 
Chruschtschows oft recht grobschlächtige An-
sichten zum Kriegsbeginn wiederholt als 
„historische" Kronzeugnisse verwendet.

37) Ein groteskes Beispiel hierfür ist die bekannte 
Rede Stalins vom 10 3 1939, die in G. d. Gr. V.Kr., 
S. 192, als „Bericht des Zentralkomitees“ der 
KPdSU zitiert wird.

In allen entscheidenden Fragen ist indessen 
die Kontinuität in der Beurteilung der Situa-
tion des Herbstes 1939 und in der Bewertung 
der beteiligten Mächte von den aktuellen poli-
tischen Aussagen in der Kriegszeit bis hin zur 
heutigen Geschichtsschreibung bei weitem be-
achtenswerter, als es die im ganzer, gering-
fügigen Varianten im Detail sind, die sich im 
übrigen keineswegs in Richtung auf eine grö-
ßere Nähe zur historischen Wahrheit hin be-
wegen, wie das Beispiel der Kritik an der 
Molotow-Rede zeigt. Eine Überraschung ist 
dies nicht; denn die Maßstäbe der Beurteilung 
sind die gleichen geblieben. Sie ergeben sich 
folgerichtig aus der ideologischen Bewertungs-
skala des Historischen Materialismus, vor 
allem aber den machtpolitischen Interessen 
der Sowjetunion, denen Stalin und Molotow 
mit einem — ihren „kapitalistischen" Gegen-
spielern in beiden „Gruppierungen“ weit 
überlegenen — nüchtern-realistischen Kalkül 
dienten und denen auch die heutige sowje-
tische Geschichtsschreibung in des Wortes 
Doppelsinn „verpflichtet" ist.
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